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Weltkonjunktur zieht allmählich an 
 

Klaus-Jürgen Gern, Nils Jannsen, Stefan Kooths und Martin Plödt 

 

Die weltwirtschaftliche Dynamik wird sich in diesem 

und im nächsten Jahr verstärken. Der Anstieg der 

Weltproduktion gerechnet auf Basis von Kaufkraft-

paritäten wird sich von 3,5 Prozent im vergangenen 

Jahr auf 3,7 Prozent bzw. 4,0 Prozent in den Jahren 

2015 und 2016 erhöhen. Höhere Zuwachsraten sind 

vor allem für die fortgeschrittenen Volkswirtschaften 

zu erwarten. Die Geldpolitik ist weiter sehr expansiv, 

und der gesunkene Ölpreis wirkt anregend. Hinzu 

kommt, dass die Entschuldungsprozesse im privaten 

Sektor inzwischen in wichtigen Ländern weit fortge-

schritten sind. Die Schwellenländer werden zwar von 

der stärkeren Nachfrage in den fortgeschrittenen 

Volkswirtschaften profitieren. In China verlangsamt 

sich das Expansionstempo allerdings in der Tendenz 

weiter, und strukturelle Probleme sowie die erheblich 

gesunkenen Rohstoffpreise belasten die Entwicklung 

in Lateinamerika und Russland, wo sie krisenhafte 

Züge annimmt. 

 

 

Überblick 

Im Frühjahr 2015 steht die Weltwirtschaft im 
Zeichen beträchtlicher Änderungen der 
Rahmenbedingungen. Mit dem Fall der Öl-
preise und erheblichen Verschiebungen der 
Wechselkursrelationen zwischen den großen 
fortgeschrittenen Volkswirtschaften haben sich 
wichtige Determinanten der konjunkturellen 
Entwicklung seit dem Sommer 2014 stark ver-
ändert. Gleichwohl hat sich die Weltkonjunktur 
seit dem Sommer 2014 in etwa so entwickelt 
wie erwartet. Auch die Indikatoren am aktuellen 
Rand machen keine gravierenden Korrekturen 
am Bild einer moderaten Beschleunigung der 
Weltkonjunktur erforderlich.   

Die weltwirtschaftliche Expansion hat sich 
im Verlauf des Jahres 2014 verstärkt. Nach-
dem die Weltproduktion im ersten Halbjahr nur 
sehr verhalten zugenommen hatte, legte sie im 
zweiten Halbjahr merklich kräftiger zu, auch 
wenn sich der Zuwachs im vierten Quartal leicht 
verlangsamt hat (Abbildung 1). Der IfW-Indika-
tor für die weltwirtschaftliche Aktivität, der auf 
der Basis von Stimmungsindikatoren aus 42 
Ländern berechnet wird, signalisiert für das 
erste Quartal 2015 eine nochmals leicht verrin-
gerte Dynamik. Maßgeblich ist die Eintrübung 
der Stimmung in den Vereinigten Staaten. Sie 
zeigt aber wohl keine konjunkturelle Schwäche 
an, da sie wohl auch auf Sonderfaktoren be-
ruht.1 Zudem signalisiert das Niveau der Zuver-
sicht in der Industrie weiterhin eine deutliche  
 

____________________ 

1 So hat ein seit dem Sommer 2014 andauernder 
Streik der Dockarbeiter an der US-Westküste die 
Stimmung in der Industrie offenbar gedrückt und 
auch die Produktion zunehmend beeinträchtigt. Der 
Streik ist Ende Februar zu Ende gegangen. 
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Abbildung 1:  
Weltwirtschaftliche Aktivität 2007–2014 

 
Expansion der Produktion. Auch der Welthan-
del, der im Verlauf des ersten Halbjahres nur 
sehr schwach zugenommen hatte, zog in der 
zweiten Jahreshälfte an (Abbildung 2). Aller-
dings steigen Exporte und Importe nach wie vor 
langsamer, als es erfahrungsgemäß bei dem 
derzeitigen Tempo der globalen Produktions-
ausweitung zu erwarten wäre. Die verringerte 
Elastizität des Welthandels bezüglich der Pro-
duktion ist vermutlich sowohl auf konjunkturelle 
als auch auf strukturelle Faktoren zurückzufüh-
ren (Gern et al. 2014b) und insbesondere in den 
Vereinigten Staaten und im asiatischen Raum 
augenfällig (Europäische Kommission 2015: 
Kasten 1.1).     

In den fortgeschrittenen Volkswirtschaften 
kam die wirtschaftliche Erholung im Jahr 
2014 voran. Die wirtschaftliche Dynamik blieb 
allerdings auch im vergangenen Jahr mäßig 
(Abbildung 3). Insgesamt erhöhte sich die Pro-
duktion in dieser Ländergruppe im vergangenen 
Jahr um 1,7 Prozent, nach 1,3 Prozent im Jahr 
2013. Der Euroraum löste sich zwar aus der 
Rezession, das Bruttoinlandsprodukt nahm mit 
einer Rate von 0,9 Prozent aber nur langsam  
 

Abbildung 2:  
Welthandel 2007–2014 

 

Abbildung 3:  
Gesamtwirtschaftliche Entwicklung in den G7-
Ländern 2007–2014 

 
zu. Die japanische Wirtschaft stagnierte sogar, 
vor allem aufgrund der Dämpfung der inländi-
schen Verwendung durch die Erhöhung der  
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Mehrwertsteuer im Frühjahr. In den Vereinigten 
Staaten erhöhte sich die Zuwachsrate des Brut-
toinlandsprodukts im Jahresdurchschnitt zwar 
nur leicht auf 2,4 Prozent; im Jahresverlauf 
entwickelte die Konjunktur aber beträchtlichen 
Schwung. Einen kräftigen Aufschwung ver-
zeichnete das Vereinigte Königreich; die Wirt-
schaft dort legte 2014 um 2,7 Prozent zu.  

Die Unterschiede in der konjunkturellen Dy-
namik haben sich zuletzt verringert. Das 
Profil der Konjunktur im Verlauf des vergange-
nen Jahres war in den einzelnen Ländern und 
Regionen sehr unterschiedlich. Während die 
Produktion in den Vereinigten Staaten nach 
einem schwachen Beginn im Sommerhalbjahr 
sehr kräftig expandierte, und die wirtschaftliche 
Aktivität im Vereinigten Königreich stetig deut-
lich aufwärts gerichtet war, geriet die wirtschaft-
liche Erholung im Euroraum im Jahresverlauf 
ins Stocken. Die japanische Wirtschaft rutschte 
im Frühjahr sogar in eine Rezession. Gegen 
Ende des Jahres 2014 stieg die japanische 
Produktion aber wieder spürbar an, und die Ex-
pansion im Euroraum gewann leicht an Fahrt. 
Gleichzeitig schwächte sich die Zunahme des 
Bruttoinlandsprodukts in den Vereinigten Staa-
ten und im Vereinigten Königreich ab. Die an-
haltende Dynamik am Arbeitsmarkt spricht je-
doch dafür, dass sich die Konjunktur in der 
Grundtendenz dort nicht spürbar abgeschwächt 
hat. Für das erste Quartal 2015 deuten die Indi-
katoren darauf hin, dass sich der Produktions-
anstieg in den fortgeschrittenen Volkswirtschaf-
ten in wenig verändertem Tempo fortgesetzt 
hat. 

Die Wirtschaft in den Schwellenländern ex-
pandiert in gedämpftem Tempo. Im Jahr 2014 
legte die Produktion in den Entwicklungs- und 
Schwellenländern um 5 Prozent zu und damit 
fast einen halben Prozentpunkt langsamer als 
2013. Nach der ausgeprägten Schwäche im 
ersten Halbjahr zog die Produktion in den meis-
ten großen Schwellenländern im zweiten Halb-
jahr zwar wieder etwas an, die Wirtschaft ent-
wickelte aber zumeist weiterhin wenig Schwung. 
In China verlangsamte sich der Produktions-
anstieg nach einer Belebung im vergangenen 

Sommerhalbjahr wieder merklich, und auch für 
den Beginn des laufenden Jahres zeichnet sich 
ein gedrosseltes Expansionstempo ab. Nach-
haltiger war der Gewinn an konjunktureller Dy-
namik im Verlauf des vergangenen Jahres zwar 
in Südostasien und in Indien, wo zudem die 
Daten für die gesamtwirtschaftliche Produktion 
in der Vergangenheit deutlich nach oben revi-
diert wurden. Auf der anderen Seite wurde aber 
die Aktivität in vielen rohstoffexportierenden 
Ländern durch den Rückgang der Notierungen 
an den Rohstoffmärkten gedämpft. In Russland 
kam es zwar – auch dank einer Rekordgetrei-
deernte – im zweiten Halbjahr nicht zu dem 
vielfach erwarteten Rückgang der gesamtwirt-
schaftlichen Produktion, gegen Jahresende ver-
schärfte sich jedoch die Lage an den russischen 
Finanzmärkten krisenhaft. In Lateinamerika 
blieb die Konjunktur ohne Schwung, auch wenn 
sie ihren Tiefpunkt offenbar durchschritten hat. 
So legte die Produktion in Brasilien im zweiten 
Halbjahr nur wenig zu, nachdem in den ersten 
beiden Quartalen des Jahres Rückgänge ver-
zeichnet worden waren.   

Konjunktureller Impuls durch 
niedrigeren Ölpreis    

Der Ölpreis hat sich seit Mitte 2014 nahezu 
halbiert. Nachdem der Ölpreis seit Anfang 2011 
um ein Niveau von knapp 110 US-Dollar je Bar-
rel der Sorte Brent geschwankt hatte, gingen 
die Notierungen seit Juni vergangenen Jahres 
stark zurück. Ihren Tiefpunkt erreichten sie im 
Januar 2015, als zeitweise die Marke von 50 
Dollar unterschritten wurde. Seither hat sich der 
Ölpreis wieder leicht erhöht; Anfang März be-
trug er etwas mehr als 60 Dollar.  

Der starke Rückgang des Ölpreises ist über-
wiegend in einem strukturellen Angebots-
überschuss begründet. Der massive Preis-
verfall ist – anders als die kurzzeitigen und weit 
weniger ausgeprägten Ölpreisrückgänge, die im 
Frühjahr 2012 und im Sommer 2013 ver-
zeichnet wurden – nicht wesentlich auf vermin-
derte Nachfrageerwartungen (etwa infolge eines 
aufkommenden Konjunkturpessimismus) zu-
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rückzuführen. Zwar sind die Schätzungen für 
die internationale Ölnachfrage – etwa die der 
Internationalen Energieagentur (IEA) – im Ver-
lauf des zweiten Halbjahrs 2014 nach und nach 
reduziert worden, vor allem aufgrund von zu-
rückhaltenderen Schätzungen für die wirtschaft-
liche Expansion in den Schwellenländern. Diese 
Abwärtsrevisionen waren aber nicht sehr aus-
geprägt und können die drastische Reduzierung 
der Ölpreise schwerlich erklären. Gegen eine 
nachfrageseitige Erklärung spricht auch, dass 
die Preise für andere Rohstoffe in den vergan-
genen Monaten nur moderat gesunken sind 
(Abbildung 4). Die Preisentwicklung erscheint 
vielmehr Resultat eines strukturellen Überange-
bots im Ölmarkt, das auf steigende Produktion 
außerhalb der OPEC und hier insbesondere in 
den Vereinigten Staaten zurückzuführen ist. 
Seit Ende 2013 lag die globale Produktion stetig 
und in steigendem Maße über dem Verbrauch 
(Abbildung 5). In dieser Situation war die im 
Juni kommunizierte Entscheidung Saudi-Arabi-
ens, nicht mit einem Zurückfahren der Produk-
tion zu reagieren, wohl Auslöser für den Preis-
sturz.  

Abbildung 4:  
Rohstoffpreise 2000–2015 

 

Abbildung 5:  
Entwicklung am globalen Ölmarkt 2008–2015 

 
Ein Nachlassen der Ölförderung außerhalb 
der OPEC wird den Ölpreis im Prognosezeit-
raum stützen, das Preisniveau dürfte aber 
auf absehbare Zeit gedrückt bleiben. Bei dem 
derzeitigen Preisniveau sind Investitionen in die 
Erschließung zusätzlicher Ölvorkommen viel-
fach nicht rentabel. Begonnene Großprojekte – 
etwa die Ausbeutung von Vorkommen in der 
Arktis oder der Tiefsee – werden zwar vermut-
lich nicht aufgegeben, aber wohl in der Umset-
zung gestreckt. Besonders teuer ist auch die 
Gewinnung von Öl aus den Ölsänden in Kana-
da, so dass Investitionsvorhaben in diesem Be-
reich vermutlich zurückgestellt werden. Kurz-
fristig ist vor allem wichtig, wie sich die Investi-
tionen in die US-amerikanische Schieferöl-
produktion entwickeln, die wesentlich für den 
Anstieg der weltweiten Ölförderung in den ver-
gangenen beiden Jahren verantwortlich war.2 
Zwar ist die Variation der Förderung aus beste-
henden Anlagen häufig nicht ohne beträchtliche 

____________________ 
2 Den moderaten Produktionszuwächsen in einigen 
anderen Ländern (vor allem Brasilien und Kanada) 
standen ansonsten Rückgänge in Mexiko und der 
Nordsee gegenüber. 
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Kosten möglich. Zudem sind die Ölunterneh-
men oft hoch verschuldet, woraus sich für sie 
die Notwendigkeit ergibt, auch bei niedrigen 
Preisen möglichst viel zu produzieren, um aus-
reichend Erlöse zur Vermeidung der Zahlungs-
unfähigkeit zu erzielen (Bank for International 
Settlements 2015).  Aufgrund der technisch be-
dingten kurzen Produktionsdauer der einzelnen 
Bohrungen von lediglich ein bis zwei Jahren 
sind aber stetige Neuerschließungen notwen-
dig, um das Produktionsniveau auch nur zu 
halten. Daher dürfte die Produktion im Aggregat 
relativ zügig auf Veränderungen der Ölpreise 
reagieren. Die Investitionstätigkeit in diesem 
Sektor und die Zahl der Bohrungen sind bereits 
deutlich rückläufig (Baffes et al. 2015). Für das 
laufende Jahr wird zwar noch mit einem Anstieg 
der US-Ölproduktion gerechnet. Er wird aber 
niedriger ausfallen als noch vor wenigen Mo-
naten erwartet, und die ambitionierten Mittelfrist-
prognosen, die einen weiteren ungebremsten 
Anstieg der US-Förderung bis zum Jahr 2020 
vorsahen, werden sich wohl nicht realisieren. 
Eine so gebremste Entwicklung des Ölangebots 
dürfte dazu führen, dass die Ölpreise im Pro-
gnosezeitraum wieder etwas steigen. Auf den 
Terminmärkten sind gegenwärtig bereits erheb-
liche Preisaufschläge für Ölkontrakte gegenüber 
den Spot-Notierungen zu verzeichnen. Eine Er-
holung der Preise auf Niveaus wie vor dem 
Preissturz halten wir allerdings für unwahr-
scheinlich, auch weil Saudi-Arabien signalisiert 

hat, dass es niedrigere Preise für wünschens-
wert hält, um die Anreize zur Erschließung 
neuer Ölvorkommen zu vermindern und auf 
längere Sicht seinen Marktanteil zu schützen. 
Für die Prognose rechnen wir mit einem suk-
zessiven Anstieg der Notierungen, so dass der 
Brent-Preis im Durchschnitt dieses Jahres etwa 
65 Dollar und im kommenden Jahr knapp 75 
Dollar betragen wird (Tabelle 1).  

Die niedrigeren Ölpreise regen die Konjunk-
tur in den Importländern an, weltweit sind 
die Wirkungen hingegen moderat. Ölpreis-
veränderungen führen zunächst zu einer Um-
verteilung von Kaufkraft von den Ölproduzenten 
zu den Ölverbrauchern und – auf nationaler 
Ebene – von Nettoölexporteuren zu Netto-
ölimporteuren. Darüber hinaus erhöht sich das 
globale Produktionspotenzial, wenn sich ein 
Produktionsfaktor – sei es durch eine Auswei-
tung der verfügbaren Mengen oder durch eine 
verbesserte Effizienz in der Anwendung – dau-
erhaft verbilligt. Für die Wirkung eines Ölpreis-
rückgangs auf die globale Produktion ist es da-
her zum einen wichtig, ob er durch einen Rück-
gang der Gesamtnachfrage oder durch ein er-
höhtes Angebot (bzw. eine verbesserte Produk-
tivität eingesetzten Öls) bedingt ist. Zum ande-
ren kommt es darauf an, inwieweit der niedri-
gere Ölpreis für dauerhaft erachtet wird (Kasten 
1). Wir nehmen für unsere Prognose ein mittle-
res Szenario an, in dem der Ölpreispfad zwar  
 

Tabelle 1:  
Rahmendaten für die Konjunkturprognose 2014–2016 

  2014 2015 2016 

  I II III IV I II III IV I II III IV 

Leitzins                     
Vereinigte Staaten 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,5 1,0 1,3 1,5 2,0 2,5 
Japan 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 
Euroraum 0,25 0,23 0,10 0,05 0,05 0,05 0,05 0,05 0,05 0,05 0,05 0,05 

Wechselkurse                   
US-Dollar/Euro 1,38 1,36 1,29 1,23 1,13 1,10 1,10 1,10 1,10 1,10 1,10 1,10 
Yen/US-Dollar 102,5 102,5 103,2 113,7 120,0 122,0 122,0 122,0 122,0 122,0 122,0 122,0 

Ölpreis (Brent) in US-Dollar 107,9 109,8 102,1 76,0 56,5 65,0 68,0 71,0 73,0 74,0 75,0 75,0 
HWWI-Index für Industrierohstoffe 91,1 90,0 90,5 84,5 77,3 78,4 79,6 81,2 82,8 84,5 86,6 88,7 

Leitzins: Vereinigte Staaten: Fed Funds Rate, seit Dezember 2008 Bandbreite von 0 bis 0,25 Prozent; Japan: Tagesgeldzins; 
Euroraum: Hauptrefinanzierungssatz. 

Quelle: HWWI, Rohstoffpreisindex; IMF, International Financial Statistics; Federal Reserve Bank, Intended Federal Funds 
Rate; EZB, Monatsbericht; grau hinterlegt: Prognose des IfW. 
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Kasten 1:  

Zur Wirkung des Ölpreisrückgangs auf die Konjunktur 

Die Wirkung von Ölpreisänderungen auf die 
Konjunktur hängt von einer Vielzahl von Ein-
flussfaktoren ab. Maßgeblich dafür, ob eine Öl-
preisänderung mit Produktionsausweitungen oder 
Produktionsrückgängen einhergeht, ist, ob sie an-
gebotsbedingt oder nachfragebedingt ist. Für das 
Ausmaß der Produktionsänderung ist bedeutsam, 
wie hoch der mengenmäßige Verbrauch von 
Rohöl in Relation zum Bruttoinlandsprodukt (die 
Ölintensität der Produktion) ist. Ferner hängen 
die konjunkturellen Auswirkungen davon ab, ob 
erwartet wird, dass die Ölpreisänderungen dau-
erhaft oder vorübergehend sind. Schließlich gibt 
es Hinweise dafür, dass Ölpreisanstiege und Öl-
preisrückgänge unterschiedlich starke Effekte auf 
die Konjunktur haben. Im Folgenden wird die Be-
deutung dieser Faktoren näher erläutert. Darauf 
aufbauend soll eingeordnet werden, wie der 
jüngste Ölpreisrückgang auf die weltweite Kon-
junktur wirkt und welche Volkswirtschaften be-
sonders von dem Ölpreisrückgang profitieren 
dürften.   

Ein niedrigerer Ölpreis wirkt für sich genom-
men stimulierend auf die Konjunktur. Gleichwohl 
führen rückläufige Ölpreise nicht notwendiger-
weise zu einer Beschleunigung des Produktions-
anstiegs, da die Ölpreise selbst auch auf 
Schwankungen der gesamtwirtschaftlichen Nach-
frage reagieren. Niedrigere Ölpreise sind daher 
häufig Symptom einer schwachen Konjunktur. 
Sie wirken einem konjunkturellen Abschwung 
entgegen und mildern ihn ab, sind aber keine 
„Triebfeder“ der Konjunktur. Hingegen bedeuten 
angebotsbedingte Ölpreisrückgänge – also insbe-
sondere solche, die auf eine Ausweitung der 
Rohölproduktion zurückgehen – einen direkten 
positiven Impuls für die Konjunktur (Kilian 2009).  

In der empirischen Literatur wird deshalb 
sorgfältig zwischen angebots- und nachfragebe-
dingten Ölpreisänderungen unterschieden, um 
die die jeweiligen konjunkturellen Wirkungen ab-
zuschätzen. So identifiziert Kilian (2009) anhand 
eines einfachen empirischen Modells, angebots- 
und nachfragebedingte Änderungen des Ölprei-
ses. Das strukturelle vektorautoregressive Modell 
enthält drei Variablen, die in der folgenden Rei-
henfolge in das Modell aufgenommen werden: 
Weltweite Ölproduktion, weltweite Konjunktur und 
Ölpreis.a Die Identifikation der Einflussfaktoren 
erfolgt mittels der Cholesky-Zerlegung. Ein soge-
nannter „Angebotsschock“ geht z.B. mit einer 
Ausweitung des Angebots und einem Rückgang 
des Ölpreises einher (oder umgekehrt), ein 
 

Abbildung K1-1: 
Effekte unterschiedlicher Schocks auf die weltweite 
Konjunktur 

 
 
Quartalsdaten; preisbereinigt. Bruttoinlandsprodukt in 46 Ländern
gewichtet mit Anteilen an der Gesamtproduktion in Markt-
Wechselkursen.  Schocks identifiziert gemäß Kilian (2009). 
 
Quelle: Nationale Quellen; eigene Berechnungen.  
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„Nachfrageschock“ hingegen mit einer Verlangsamung der weltweiten Konjunktur und einem Rückgang 
des Ölpreises. Kilian (2009) identifiziert zudem einen dritten Schock („ölspezifischer Nachfrageschock“), 
der beispielsweise Erwartungseffekte, die die Vorratsdisposition für Rohöl beeinflussen können, abbildet. 
Aus empirischer Sicht handelt es sich bei diesem Schock letztlich jedoch auch um eine Restgröße, die alle 
Änderungen am Ölmarkt abgreift, die nicht durch Angebots- oder Nachfrageschocks erklärt werden 
können.b In seinen qualitativen Auswirkungen, beispielsweise auf die Konjunktur, ähnelt er jedoch häufig 
einem Angebotsschock. 

Eine Anwendung dieses Modells auf die welt-
weite Konjunktur, approximiert durch die Zu-
wachsrate des Bruttoinlandsprodukts in 46 
Volkswirtschaften gewichtet zu Marktwechselkur-
sen, bestätigt, dass lediglich Ölpreisrückgänge, 
die auf Angebotsschocks oder ölspezifische 
Nachfrageschocks zurückgehen, stimulierend auf 
die Konjunktur wirken (Abbildung K1-1). Ursäch-
lich für die stärkere Expansion der Weltwirtschaft 
ist in diesen Fällen vor allem, dass mit dem Öl-
preisrückgang eine Einkommensumverteilung 
weg von Volkswirtschaften mit relativ hohen 
Sparquoten hin zu Volkswirtschaften mit relativ 
niedrigen Sparquoten erfolgt, wodurch der private 
Verbrauch angeregt wird. Zudem steht ein Pro-
duktionsfaktor reichlicher zur Verfügung, wodurch 
sich das Produktionspotenzial erhöht. Nachfra-
gebedingte Ölpreisrückgänge gehen dagegen mit 
einem Rückgang der weltweiten Produktion ein-
her.  

Vieles spricht dafür, dass der jüngst zu be-
obachtende Ölpreisrückgang zu einem Gutteil auf 
angebotsbedingte Ausweitungen der Ölproduk-
tion zurückzuführen ist und somit die weltweite 
Konjunktur stimulieren dürfte. Zwar wird die 
Konjunktur in den Erdöl exportierenden Ländern  
durch den Preisrückgang spürbar in Mitleidenschaft gezogen. Dies wird jedoch mehr als kompensiert 
durch die stimulierenden Wirkungen auf die Konjunktur in den Erdöl importierenden Volkswirtschaften.  

Wichtig dafür, wie stark sich Ölpreisänderungen auf die Konjunktur in einer Volkswirtschaft auswirken ist 
auch, wieviel Öl in Relation zum Bruttoinlandsprodukt verbraucht wird. Der seit langem zu beobachtende 
Rückgang der Ölintensität der Produktion, vor allem in den fortgeschrittenen Volkswirtschaften, dürfte eine 
wichtige Ursache dafür sein, dass die Bedeutung von Ölpreisänderungen für die Konjunktur in den vergan-
genen Jahrzehnten offenbar merklich abgenommen hat (Baumeister et al. 2010 oder Baumeister und 
Peersman 2013). Empirische Schätzungen der Wirkungen von Ölpreisänderungen auf die Konjunktur, die 
auf längeren Zeitreihen basieren, dürften daher die aktuellen Auswirkungen tendenziell überzeichnen.  

Ferner zeigen Untersuchungen, dass die Konjunktur durch Ölpreisrückgänge offenbar weniger stimuliert 
wird, als dass sie durch Ölpreisanstiege gedämpft wird (Hamilton 2011). Denn auch bei Ölpreisrückgängen 
entstehen Kosten dadurch, dass die Produktionsstruktur an die neuen Preisrelationen angepasst werden 
muss. Auch Unsicherheit darüber, ob ausgeprägte Änderungen beim Ölpreis dauerhaft sind, besteht bei 
Preisrückgängen ebenso wie bei Preisanstiegen und kann in beiden Fällen eine gewisse Investitions-
zurückhaltung auslösen.c Schließlich gibt es eine gewisse Evidenz dafür, dass die Geldpolitik in der Ver-
gangenheit stärker auf Ölpreisanstiege (mit einer Straffung der Geldpolitik) als auf Ölpreisrückgänge (mit 
einer Lockerung) reagiert hat, mit der Folge, dass die negativen Auswirkungen von Ölpreisanstiegen auf 
die Konjunktur größer erscheinen als die positiven Effekte im Fall rückläufiger Preise. Die Reaktion der 
Geldpolitik dürfte für die Auswirkungen der jüngsten Ölpreisrückgänge allerdings keine größere Rolle 
spielen. Zum einen herrscht mittlerweile ein gewisser Konsens darüber, dass die Geldpolitik nicht auf 
rohstoffpreisbedingte Änderungen der Inflation reagieren sollte, zumindest solange sich keine sogenannten 
„Zweitrundeneffekte“ abzeichnen. Zum anderen spricht vieles dafür, dass die Geldpolitik im Anschluss an 
Banken- und Immobilienkrisen sowie nach Erreichen der „Null-Zinsgrenze“ ohnehin spürbar an Wirkung 
auf die Konjunktur verloren hat.d Alles in allem lassen die theoretischen Überlegungen eine gewisse 
Asymmetrie in der Wirkung von Ölpreisänderungen erwarten. Belastbare empirische Ergebnisse gibt es 

Abbildung K1-2: 
Jährlicher Ölverbrauch in Relation zum 
Bruttoinlandsprodukt 1980–2013 
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bislang jedoch lediglich für die These, dass Ölpreisanstiege dann besonders stark die Konjunktur dämpfen, 
wenn sie zu neuen Höchstständen führen (Hamilton 2011).  

Die Wirkungen von Ölpreisänderungen können auch variieren, je nachdem ob sie für dauerhaft gehalten 
oder als lediglich temporäres Phänomen angesehen werden. Im Falle eines permanenten Rückgangs er-
geben sich auch permanente Umverteilungseffekte, die zu einer stärkeren Anpassung der Ausgaben in der 
Gegenwart führen als bei einer lediglich kurzzeitigen Veränderung der Preise (permanente Einkommens-
hypothese). In makroökonometrischen Modellen, in denen die Akteure rationale Erwartungen haben, sind 
diese Effekte bedeutsam. So ermittelt das Weltmodell NiGEM für den Fall, dass der gegenwärtige Ölpreis-
rückgang in großen Teilen permanent ist, einen drei- bis viermal so großen Effekt auf das Bruttoinlands-
produkt in diesem und im nächsten Jahr als in dem Fall, dass der Ölpreis nach zwei Jahren wieder auf die 
vor dem Preisverfall erwarteten Werte steigt. Für die Weltproduktion ergibt sich bei einem temporären 
Schock für dieses Jahr per saldo sogar ein Rückgang, während der Gesamteffekt bei einem permanent 
niedrigeren Niveau deutlich positiv ist (Euroframe 2015). Vom IWF durchgeführte Simulationsrechnungen 
kommen zu ähnlich starken Unterschieden im Ausmaß der Anregungen für die Konjunktur durch den nied-
rigeren Ölpreis bei unterschiedlichen Annahmen über die Persistenz des Schocks (Arezki und Blanchard 
2014). 

Theoretische Überlegungen und empirische Untersuchungen sprechen dafür, dass der Verbrauch von 
Rohöl in Relation zum Bruttoinlandsprodukt ein maßgeblicher Faktor dafür ist, wie stark eine Volkswirt-
schaft von angebotsbedingten Ölpreisrückgängen profitiert.e In der Folge dürften Schwellenländer, wie z.B. 
China, die in der Regel eine relativ hohe Ölintensität der Produktion aufweisen, tendenziell deutlich stärker 
vom Rohölpreisrückgang profitieren als fortgeschrittene Volkswirtschaften (Abbildung K1-2). Allerdings 
unterscheiden sich auch die fortgeschrittenen Volkswirtschaften erheblich bezüglich der Ölintensität der 
Produktion. So verbrauchen beispielsweise die Vereinigten Staaten erheblich mehr Öl je Einheit des Brut-
toinlandsprodukts als die großen Länder des Euroraums. Freilich hängen die konjunkturellen Wirkungen 
von Ölpreisänderungen auf die Konjunktur auch davon ab, wieviel Rohöl in dem jeweiligen Land selbst 
gefördert wird, was sich in den jeweiligen Netto-Ölimporten einer Volkswirtschaft widerspiegelt. So hat 
beispielsweise in den Vereinigten Staaten die Förderung von Energierohstoffen mit dem Boom der 
Schiefergas- und Schieferölförderung beträchtlich zugenommen. Folglich werden die stimulierenden 
Wirkungen des Ölpreisrückgangs auf die Konjunktur in den Vereinigten Staaten wohl zuletzt spürbar abge-
nommen haben, da der Rückgang des Ölpreises neben den Vorteilen für die Ölverwender auch 
Belastungen für die rohölfördernde Industrie bedeutet. 

aDie Ölproduktion geht gemäß Kilian (2009) in Veränderungsraten in das Modell ein, die Variable, die die Weltkonjunk-
tur abbildet in prozentualer Abweichung vom linearen Trend und die Zuwachsrate des Ölpreises in Abweichung von ih-
rem Durchschnittswert. Anders als Kilian (2009), der einen Frachtraten-Index für die weltweite Konjunktur heranzieht, 
verwenden wir die weltweite Industrieproduktion, basierend auf der Industrieproduktion in 46 Volkswirtschaften, 
gewichtet zu Marktwechselkursen. Die Schocks werden auf Monatsdatenbasis für den Zeitraum von 1975 bis 2014 
identifiziert. — bBezüglich der jüngsten Entwicklungen am Ölmarkt könnte dieser Schock beispielsweise den im 
Verhältnis zur moderaten Produktionsausweitung bei Rohöl und zum verhaltenen Nachfragerückgang ungewöhnlich 
starken Einbruch bei den Ölpreisen abgreifen. — cDieser Effekt wirkt ähnlich wie der sogenannte „wait and see“-Effekt, 
der eine vorübergehende Investitionszurückhaltung bei erhöhter politischer Unsicherheit beschreibt (Bloom 2009). — 
dVgl. Bech et al. (2014). — eFreilich spielen auch andere Faktoren eine Rolle, z.B. wie hoch Energie in einer 
Volkswirtschaft besteuert wird, welche Wechselkurseffekte sich ergeben und wie sich die außenwirtschaftlichen 
Rückkoppelungseffekte insgesamt darstellen. Insbesondere Letztere sind noch nicht intensiv untersucht worden. Für 
eine Analyse der Auswirkungen von Ölpreisänderungen auf die deutsche Konjunktur siehe Boysen-Hogrefe et al. 
(2015a: Kasten 2). 

 

dauerhaft gedrückt ist, aber in einem wegen der 
Angebotsreaktionen im Zeitablauf abnehmen-
dem Maße. Eine Rolle spielt schließlich auch, 
wie die Geldpolitik auf die niedrigere Inflation 
reagiert. In vielen Simulationsmodellen wird 
unterstellt, dass die Geldpolitik standardmäßig 
einen Rückgang der Inflation als Zielverfehlung 
interpretiert und darauf mit Zinssenkungen rea-
giert.  Allerdings hat der tatsächliche Einfluss 

von Ölpreisänderungen auf die geldpolitischen 
Entscheidungen im Zeitablauf offenbar abge-
nommen. Deshalb dürfte der stimulierende Ef-
fekt auf die Produktion in solchen Modellen ten-
denziell überschätzt werden. Überdies sind im 
gegenwärtigen Nullzinsumfeld zusätzliche geld-
politische Impulse ohnehin nur bedingt möglich. 
Die Reaktion der gesamtwirtschaftlichen Pro-
duktion auf den Fall der Ölpreise könnte ge-
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genwärtig auch deshalb geringer ausfallen, als 
es makroökonometrische Modelle typischer-
weise signalisieren, weil es in einer Reihe von 
Ländern immer noch Konsolidierungsbedarf im 
privaten Sektor gibt, der die Ausgabeneigung 
von privaten Haushalten und Unternehmen 
dämpft. Das Ausmaß der Entlastung der Wirt-
schaft in den Öl importierenden Ländern hängt 
von der Ölintensität der Produktion ab. Sie ist in 
den Vereinigten Staaten erheblich höher als in 
Europa und Japan, und sie ist in den vergange-
nen Jahren als Reaktion auf den starken An-
stieg der Ölpreise überall deutlich gesunken. 
Alles in allem erwarten wir dennoch, dass sich 
für die Öl importierenden Länder spürbare kon-
junkturelle Anregungen ergeben. Gleichzeitig 
wird die Aktivität in den Öl exportierenden Län-
dern aber merklich gedämpft, auch wenn ein-
zelne Länder – insbesondere auf der arabi-
schen Halbinsel – den Rückgang der Einnah-
men für geraume Zeit durch den Rückgriff auf  
Ersparnisse aus der Zeit der hohen Ölpreise 
ausgleichen und so kurzfristig eine scharfe An-  
 

Abbildung 6:  
Ölpreis und Bruttoinlandsprodukt der 15 größten 
Nettoölexporteure 1991–2015 

 

passung der Ausgaben vermeiden können (Ab-
bildung 6). Für die Weltwirtschaft insgesamt 
dürfte sich zwar ebenfalls ein positiver wirt-
schaftlicher Impuls ergeben, er dürfte aber kurz-
fristig moderat ausfallen. 

Inflation vorübergehend stark gedämpft 

Die gesunkenen Rohstoffpreise haben den 
Preisauftrieb weltweit erheblich gedrückt. 
Die Inflationsrate ist vor allem in den fortge-
schrittenen Volkswirtschaften in den vergange-
nen Monaten stark gesunken. Im Januar 2015 
war sie im Aggregat nur noch geringfügig positiv 
(Abbildung 7). Ohne Berücksichtigung der 
Energie- und Nahrungsmittelpreise verringerte 
sich der Preisanstieg auf der Verbraucherstufe 
ebenfalls, allerdings nur leicht. Die so berech-
nete Kernrate der Inflation ging im Januar auf 
1,3 Prozent zurück.3 In den Entwicklungs- und 
Schwellenländern war das Bild bei der Ent-
wicklung der Inflation hingegen sehr differen-
ziert (Abbildung 8). Zum Teil kam es auch hier 
zu einem deutlichen Rückgang der Inflations-
rate, etwa in China oder in Indien, wobei auch 
die niedrigeren Preise für Nahrungsmittel eine 
erhebliche Bedeutung hatten, die hier einen 
wesentlich höheren Anteil am Warenkorb aus-
machen als in den fortgeschrittenen Volkswirt-
schaften. Der Fall der Ölpreise führte hingegen 
häufig nicht zu einem entsprechenden Rück-
gang der Verbraucherpreise; vielmehr wurde er 
häufig dazu genutzt, die Energiesubventionen 
zurückzuführen und den Staatshaushalt zu 
entlasten. Zudem haben die Währungen in vie-
len Schwellenländern gegenüber dem US-Dol-
lar beträchtlich abgewertet, was die Importe in 
heimischer Währung verteuerte. In einigen Län-
dern, etwa in Russland, war dieser Effekt so 
stark, dass die Inflation sogar deutlich anzog.  

____________________ 
3 Dabei ist zu berücksichtigen, dass rund 2 Prozent-
punkte der Inflation in Japan auf die Mehrwertsteuer-
erhöhung zurückzuführen sind und einen einmaligen 
Preisniveaueffekt darstellen. Der zugrundeliegende 
Preisauftrieb in den fortgeschrittenen Volkswirtschaf-
ten wird durch die Kernrate daher um etwa 0,2 Pro-
zentpunkte überschätzt. 
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Abbildung 7:  
Verbraucherpreise in den fortgeschrittenen 
Volkswirtschaften 2006–2015 

 
Abbildung 8:  
Verbraucherpreise in großen Schwellenländern 
2008–2015 

 
Deflationssorgen in den fortgeschrittenen 
Volkswirtschaften sind unbegründet. Auch 
wenn das Vorjahresniveau bei den Verbrau-
cherpreisen gegenwärtig in vielen fortgeschrit-

tenen Volkswirtschaften unterschritten wird, 
halten wir es für unwahrscheinlich, dass sich die 
Erwartung sinkender Preise verfestigt und die 
Konjunktur durch eine deflationäre Entwicklung 
beeinträchtigt wird. Zum einen sind die niedrige-
ren Verbraucherpreise vor allem Resultat eines 
Terms-of-Trade-Gewinns und stimulieren von 
daher die Nachfrage eher als dass sie sie 
hemmen. Zum anderen haben die Ölpreise ih-
ren Tiefpunkt offenbar durchschritten. Wir rech-
nen für den Prognosezeitraum mit wieder leicht 
steigenden Notierungen. Im kommenden Jahr 
wird bei diesen Angaben die Inflationsrate wie-
der über der Kernrate liegen. Diese dürfte sich 
mit anziehender Konjunktur allmählich erhöhen, 
zumal die Normalauslastung der gesamtwirt-
schaftlichen Kapazitäten im Jahr 2016 in eini-
gen fortgeschrittenen Volkswirtschaften – etwa 
in den Vereinigten Staaten oder im Vereinigten 
Königreich – wohl überschritten werden wird. Im 
Euroraum wird die Wirtschaft zwar über den ge-
samten Prognosezeitraum weiter in erheblichem 
Maße unterausgelastet sein.4 Die konjunkturelle 
Lage wird sich aber allmählich bessern und die 
deflationären Risiken scheinen auch hier gering 
(Gern et al. 2014a).  

Differenzierung der Geldpolitik, 
Finanzpolitik nicht mehr restriktiv  

Die Geldpolitik in den fortgeschrittenen 
Volkswirtschaften hat im vergangenen Jahr 
begonnen, unterschiedliche Wege einzu-
schlagen, ist aber überall weiterhin sehr ex-
pansiv. Entsprechend der zunehmenden Un-
terschiede in der konjunkturellen Situation ha-
ben die Notenbanken in den einzelnen Ländern 
im Verlauf des vergangenen Jahres Maßnah-
men in unterschiedliche Richtungen ergriffen. 
Während in den Vereinigten Staaten das Pro-
gramm zum Aufkauf zusätzlicher Anleihen im 
vergangenen Herbst beendet wurde, beschlos-
sen die EZB und die Bank von Japan, ihre Poli-
tik noch expansiver zu gestalten. Die EZB hat 

____________________ 
4 Dies gilt für den Euroraum insgesamt, nicht aber für 
alle Länder und insbesondere nicht für Deutschland 
(Boysen-Hogrefe et al. 2015b). 
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angesichts des unerwünscht niedrigen und 
weiter nachlassenden Preisauftriebs im Januar 
2015 angekündigt, in großem Umfang Wert-
papiere, insbesondere Staatsanleihen, aufzu-
kaufen, um die Liquidität zu erhöhen und letzt-
lich die Finanzierungsbedingungen zu verbes-
sern. Anfang März wurde mit der Umsetzung 
begonnen. Im Euroraum und in Japan werden 
die gegenwärtig extrem niedrigen Leitzinsen 
wohl nicht vor Ende des Prognosezeitraums er-
höht. Hingegen wurden die Märkte darauf vor-
bereitet, dass die Zinsen in den Vereinigten 
Staaten und im Vereinigten Königreich ab Mitte 
2015 angehoben werden. Wir gehen davon aus, 
dass die ersten Schritte zu einer Normalisierung 
der Geldpolitik wie erwartet erfolgen, auch wenn 
im für die Zinsentscheidungen zuständigen Of-
fenmarktausschuss der Fed zuletzt wieder die 
Befürchtung artikuliert wurde, dass eine Anhe-
bung der Zinsen möglicherweise verfrüht sei 
(FOMC 2015). Gegenwärtig erscheint der kon-
junkturelle Aufschwung aber in beiden Ländern 
robust, die Arbeitsmarktdynamik ist hoch, und 
angesichts anziehender Löhne nehmen die 
Aufwärtsrisiken für die Inflation auf mittlere Sicht 
zu. Von ihrem neutralen Niveau sind die Zinsen 
derzeit zudem so weit entfernt, dass von der 
Geldpolitik im Prognosezeitraum weiterhin ex-
pansive Wirkungen ausgehen werden.  

Die geldpolitische Divergenz geht mit erheb-
lichen Verschiebungen bei den Wechselkur-
sen einher. Die unterschiedliche Ausrichtung 
der Geldpolitik hat in den vergangenen Monaten 
zu erheblichen Veränderungen bei den Wech-
selkursen geführt (Abbildung 9). Der Yen 
wertete im zweiten Halbjahr 2015 nochmals 
kräftig ab – dem US-Dollar gegenüber um rund 
15 Prozent –, stabilisierte sich aber nach der 
Jahreswende. Die Abwertungstendenz des 
Euro, die seit Mitte vergangenen Jahres zu 
verzeichnen ist, blieb hingegen auch im neuen 
Jahr intakt. Zuletzt kamen einige europäische 
Währungen unter starken Aufwertungsdruck. 
Das britische Pfund legte seit Mitte Dezember 
2014 gegenüber dem Euro um rund 10 Prozent 
an Wert zu. Die Schweizer Nationalbank gab im 
Januar überraschend die Untergrenze von 1,20   
 

Abbildung 9:  
Effektive Wechselkurse 2007–2014 

 
Franken je Euro, die sie seit dem Sommer 2011 
verteidigt hatte, auf. Obwohl sie gleichzeitig das 
Zielband für den Geldmarktzins weiter in nega-
tives Terrain führte (-1,25 bis -0,25 Prozent), 
näherte sich der Franken in der Folge sprung-
haft der Parität. Zunehmendem Aufwertungs-
druck sah sich auch die Schwedische Krone 
ausgesetzt, und die Reichsbank senkte den 
Leitzins auf -0,1 Prozent. In Dänemark, das 
seine Währung fest an den Euro gekoppelt hat, 
blieb der Leitzins zwar unverändert auf dem 
ebenfalls im Euroraum geltenden Wert von 0,05 
Prozent, der Einlagenzins wurde aber auf -0,75 
Prozent reduziert und die Ausgabe von Staats-
anleihen eingestellt, um dem Zufluss von 
ausländischem Kapital zu begegnen.   

In den Schwellenländern unterscheidet sich 
die Tendenz der Geldpolitik erheblich. In  
China wurden vor dem Hintergrund nachlas-
sender Konjunktur und sinkender Inflationsraten 
der Mindestreservesatz und die Leitzinsen leicht 
gesenkt. Vielfach sind es in den Schwellenlän-
dern aber nicht in erster Linie konjunkturelle 
Erfordernisse, welche die Zinspolitik prägen, 
sondern Kapitalströme, die zu starken Aus-
schlägen bei den Wechselkursen führen kön- 
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nen. In einigen Ländern, etwa in Indien oder In-
donesien, erlaubte es die Entwicklung an den 
Devisenmärkten und bei der Inflation Zinsanhe-
bungen wieder zurückzunehmen, zu denen die 
Notenbanken im Sommer 2013 und Anfang 
2014 durch ausgeprägte Kapitalabflüsse ver-
anlasst worden waren. In mehreren Ländern 
wurden die Zinsen aber auch erhöht, vor allem 
dort, wo der Wechselkurs stark unter Druck 
stand, etwa in Brasilien und – besonders aus-
geprägt – in der Ukraine. Die russische Noten-
bank hatte ihren Leitzins im Dezember drastisch 
– von 9,5 auf 17 Prozent – angehoben, als es 
zu starken Kapitalabflüssen und einem massi-
ven Einbruch des Rubelkurses gekommen war. 
Sie hat die Zinsen inzwischen wieder auf 15 
Prozent reduziert.  

Die Finanzpolitik in den fortgeschrittenen 
Volkswirtschaften ist nicht mehr restriktiv 
ausgerichtet. Es gibt zwar in den öffentlichen 
Haushalten der meisten fortgeschrittenen Volks-
wirtschaften nach wie vor erheblichen Konsoli-
dierungsbedarf. Die Defizite sind häufig immer 
noch hoch, und der Schuldenstand in Relation 
zur Wirtschaftsleistung, der in den Jahren nach 
der Finanzkrise drastisch gestiegen ist, geht nur 
in wenigen Ländern spürbar zurück; vielfach 
steigt er sogar weiter. Nach einer Reihe von 
Jahren mit zum Teil erheblichen restriktiven 
Impulsen durch die Finanzpolitik, ist für dieses 
und das nächste Jahr mit einer weitgehend 
neutralen Ausrichtung der Finanzpolitik zu 
rechnen. In den Vereinigten Staaten dürfte das 
Budgetdefizit trotz der günstigen Konjunktur 
kaum noch sinken (Abbildung 10). In Japan 
wurde die für den Herbst 2015 vorgesehene 
zweite Stufe der Mehrwertsteuererhöhung auf 
2017 verschoben. Im Euroraum wird einigen 
Staaten für die Rückführung ihrer Defizite von 
der Europäischen Kommission zusätzlich Zeit 
eingeräumt, obwohl die Staatshaushalte durch 
Einsparungen bei den Zinsausgaben zum Teil 
erheblich entlastet werden.  

Abbildung 10:  
Staatliche Finanzierungssalden in großen 
fortgeschrittenen Volkswirtschaften 2010–2016 

 

Ausblick: Weltwirtschaftliche Expansion 
verstärkt sich 

Der Anstieg der Weltproduktion, gerechnet 
auf Basis von Kaufkraftparitäten, wird sich 
von 3,5 Prozent im vergangenen Jahr auf 3,7 
Prozent bzw. 4,0 Prozent in den Jahren 2015 
und 2016 erhöhen. Gewichtet auf der Basis 
von Marktwechselkursen, werden die Zuwachs-
raten etwa einen halben Prozentpunkt darunter 
liegen (Tabelle 2). Bei diesem Expansions-
tempo dürfte die Auslastung der weltweiten 
Produktionskapazitäten im Durchschnitt der bei-
den Jahre leicht zulegen. Der Welthandel 
beschleunigt sich voraussichtlich ebenfalls 
etwas. Die Zunahme bleibt aber mit Raten von 
rund 4 Prozent in diesem und etwa 5 Prozent im 
nächsten Jahr im historischen Vergleich mode-
rat.    
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Tabelle 2:  
Bruttoinlandsprodukt und Verbraucherpreise in der Welt 2014–2016 

  Gewicht Bruttoinlandsprodukt Verbraucherpreise 

    2014   2015    2016 2014 2015  2016   

Weltwirtschaft 100,00 3,5 3,7 4,0 4,2 3,5 4,2 
Fortgeschrittene Länder 45,1 1,9 2,3 2,7 1,3 0,3 1,8 
China 15,8 7,4 7,0 6,7 2,0 2,0 2,5 
Lateinamerika 7,8 0,9 1,3 2,3 10,7 10,5 10,1 
Indien 6,6 7,2 7,4 7,4 6,4 5,5 5,5 
Ostasiatische Schwellenländer 4,6 4,5 5,2 5,2 4,7 4,3 4,2 
Russland 3,4 0,4 -3,0 0,5 7,8 14,0 10,0 

Nachrichtlich:             

Welthandelsvolumen   3,3 4,0 5,0       

Weltwirtschaft (gewichtet gemäß Brutto-
inlandsprodukt im Jahr 2013 in US-Dollar)  2,8 3,1 3,4 3,3 2,6 3,6 

Prozent. Gewicht: gemäß Bruttoinlandsprodukt im Jahr 2013 nach Kaufkraftparität. Bruttoinlandsprodukt, Verbraucherpreise: 
Veränderungen gegenüber dem Vorjahr; Ostasiatische Schwellenländer: Thailand, Malaysia, Indonesien und Philippinen; 
Fortgeschrittene Länder: Die Werte stimmen nicht notwendigerweise mit denen in Tabelle 3 überein, da der Länderkreis hier 
breiter gefasst ist und ein anderes Konzept bei der Gewichtung verwandt wird. 

Quelle: IMF, International Financial Statistics; OECD, Main Economic Indicators; eigene Berechnungen; grau hinterlegt: Pro-
gnose des IfW. 

 
Tabelle 3:  
Bruttoinlandsprodukt, Verbraucherpreise und Arbeitslosenquote in den fortgeschrittenen Volkswirtschaften 2014–
2016 

  Gewicht Bruttoinlandsprodukt Verbraucherpreise Arbeitslosenquote 

 2014 2015 2016 2014 2015 2016 2014 2015 2016 

Europäische Union 39,9 1,3 1,7 2,0 0,6 0,1 1,2 10,1 9,6 9,1 
Euroraum 29,3 0,9 1,3 1,7 0,4 0,0 1,1 11,6 11,1 10,5 
Vereinigtes Königreich 5,9 2,6 2,8 2,5 1,5 0,6 1,5 6,2 5,3 4,7 
Schweden 1,3 2,0 2,5 2,8 0,1 0,4 1,2 7,9 7,8 7,5 
Polen 1,2 3,3 3,2 3,5 0,2 -0,6 0,9 9,0 7,5 6,5 

Schweiz 1,5 2,0 1,4 2,5 0,0 -0,6 0,4 4,6 4,4 4,2 
Norwegen 1,2 2,2 1,7 1,1 2,0 1,5 2,1 3,5 3,8 3,8 

Vereinigte Staaten 38,6 2,4 3,0 3,5 1,6 -0,1 2,7 7,4 6,2 5,4 
Kanada 4,2 2,4 2,4 2,6 1,9 0,8 1,8 6,9 6,7  6,5  

Japan 11,3 0,0 0,8 1,4 2,7 1,3 1,2 3,6 3,5 3,4 
Australien 3,5 2,9 2,5 2,5 2,5 1,7 2,4 6,1 6,3 6,0 
Südkorea 2,8 3,6 3,9 4,0 1,3 1,5 2,2 3,5 3,3 3,2 

Aufgeführte Länder 137,7 1,3 1,7 2,0 1,1 0,2 1,4 7,8 7,2 6,7 

Prozent. Gewicht gemäß Bruttoinlandsprodukt im Jahr 2013 in US-Dollar. Bruttoinlandsprodukt: preisbereinigt, Veränderung 
gegenüber dem Vorjahr. Verbraucherpreise: Veränderung gegenüber dem Vorjahr, Europäische Union und Norwegen: 
harmonisierter Verbraucherpreisindex (HVPI). Arbeitslosenquote: standardisiert nach dem ILO-Konzept. Ländergruppen 
gewichtet auf der Grundlage der Erwerbspersonenzahl von 2013. 

Quelle: Eurostat, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen; OECD, Main Economic Indicators; IMF, World Economic Outlook 
Database; Statistics Canada, Canadian Economic Account; grau hinterlegt: Prognose des IfW. 

 
Insbesondere für die fortgeschrittenen 
Volkswirtschaften ist eine höhere Zuwachs-
rate in Sicht, als sie in den beiden vergange-
nen Jahren verzeichnet wurde. Die insgesamt 
weiter sehr expansive Geldpolitik fällt ange-
sichts fortschreitender Entschuldungsprozesse 

im privaten Sektor zunehmend auf fruchtbaren 
Boden. Hinzu kommen die Anregungen von-
seiten des Ölpreises. Zudem entfallen brem-
sende Einflüsse vonseiten der Finanzpolitik. Für 
die Ländergruppe insgesamt ist 2015 und 2016 
mit einem Anstieg der gesamtwirtschaftlichen 
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Produktion um 1,7 Prozent bzw. 2,0 Prozent zu 
rechnen (Tabelle 3).5 In den Vereinigten Staa-
ten dürfte die Konjunktur insbesondere von 
kräftigeren Zuwächsen beim privaten Konsum 
profitieren. Das Bruttoinlandsprodukt dürfte in 
diesem Jahr um 3 Prozent und im nächsten 
Jahr um 3,5 Prozent steigen, nach 2,4 Prozent 
im Jahr 2014. Die Wirtschaft in Japan wird nach 
der Stagnation im vergangenen Jahr mit Raten 
von 0,8 Prozent bzw. 1,4 Prozent expandieren. 
Die Konjunktur im Euroraum gewinnt ebenfalls 
allmählich an Fahrt und expandiert 2015 und 
2016 voraussichtlich um 1,3 bzw. 1,7 Prozent. 
Einer dynamischen Erholung stehen aber nach 
wie vor strukturelle Probleme in einem Teil des 
Währungsgebiets entgegen. Die Inflation wird 
im laufenden Jahr infolge des gesunkenen 
Ölpreises überall sehr niedrig sein. Im ersten 
Halbjahr wird das Niveau der Verbraucherpreise 
in vielen Ländern im Vorjahresgleich sogar 
unterschritten werden. Für 2016 ist dann aber – 
bei wieder etwas höheren Rohstoffpreisen – mit 
einer Rückkehr zu deutlich positiven Inflations-
raten zu rechnen. Die Arbeitslosigkeit geht im 
Prognosezeitraum voraussichtlich nahezu über-
all zurück. Während sich der Rückgang der 
Arbeitslosenquote im Euroraum mit Festigung 
des Aufschwungs eher beschleunigt, dürfte im 
Vereinigten Königreich die weiter steigende 
Beschäftigung in zunehmendem Maße dadurch 
gedeckt werden, dass das Arbeitskräftepoten-
zial wieder stärker ausgeschöpft wird.   

Die Schwellenländer werden von der stärke-
ren Nachfrage in den fortgeschrittenen 
Volkswirtschaften profitieren, niedrigere 
Rohstoffpreise und strukturelle Probleme 
verhindern aber eine rasche Rückkehr zu 
hohen Expansionsraten. Die wirtschaftliche 
Expansion in den Schwellenländern wird im 
Prognosezeitraum kaum an Schwung gewin-
nen. Für 2015 ist sogar eine mit 4,7 Prozent et-
was niedrige Zuwachsrate des aggregierten 
Bruttoinlandsprodukts dieser Ländergruppe zu 
erwarten als  im vergangenen Jahr (4,9 Pro-

____________________ 
5 Diese Rate ergibt sich bei Gewichtung gemäß 
Marktwechselkursen. Auf der Basis von Kaufkraft-
paritäten (Tabelle 2) ist die Zuwachsrate mit 2,3 bzw. 
2,7 Prozent merklich höher.  

zent). Dies liegt zum einen daran, dass sich die 
Zunahme der Produktion in China aufgrund der 
Eindämmung des Immobilienbooms und eines 
Übergangs zu einer allgemein etwas geringeren 
Investitionsquote weiter verlangsamt. Zum an-
deren wird die Konjunktur in einer Reihe von 
Ländern mit bedeutendem Rohstoffsektor da-
durch gedämpft, dass die Erlöse infolge niedri-
gerer Preise stark gesunken sind. So wird die 
gesamtwirtschaftliche Produktion in Lateiname-
rika voraussichtlich kaum stärker steigen als im 
vergangenen Jahr, das durch Stagnation in 
Brasilien und rezessive Entwicklungen in Ar-
gentinien und Venezuela gekennzeichnet war. 
Für Russland, dessen Exportsektor nahezu 
vollständig auf Rohstoffe ausgerichtet ist und 
das zusätzlich durch Sanktionen im Zusam-
menhang mit dem Konflikt in der Ukraine be-
lastet ist, erwarten wir sogar einen deutlichen 
Rückgang des Bruttoinlandsprodukts. Die Geld-
politik kann nur vereinzelt Anregungen für die 
Konjunktur geben, und auch Spielraum für die 
Finanzpolitik besteht in vielen Ländern nicht. Im 
kommenden Jahr dürfte die gesamtwirtschaftli-
che Produktion in den Schwellenländern mit 
wieder etwas anziehenden Rohstoffpreisen 
zwar an Fahrt gewinnen; die Belebung dürfte 
aber mäßig ausfallen. 

Die Weltwirtschaft bleibt anfällig für Störun-
gen, sei es durch geopolitische Entwicklun-
gen, sei es durch Turbulenzen an den Fi-
nanzmärkten. Risiken für die Prognose liegen 
bei einer Reihe von Unwägbarkeiten, die mit 
Entscheidungen der Wirtschaftspolitik, den Aus-
wirkungen des Ölpreisrückgangs, aber auch mit 
geopolitischen Einflüssen zusammenhängen. 
So könnte es im Zusammenhang mit dem 
anstehenden Ausstieg aus der Nullzinspolitik in 
den Vereinigten Staaten zu Anspannungen an 
den Finanzmärkten kommen. Sofern diese nicht 
zeitlich eng begrenzt bleiben oder sich auf ein-
zelne Länder beschränken, wären negative 
Auswirkungen auf die Weltkonjunktur die Folge. 
Der Beginn von Zinserhöhungen in den Verei-
nigten Staaten könnte auch das Wechselkurs-
gefüge weiter ins Rutschen bringen. Bereits die 
bislang erfolgten Wechselkursänderungen sind 
so beträchtlich, dass ihre Effekte schwer ab-
schätzbar sind. Bedenklich wäre allerdings 
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auch, wenn sich die Normalisierung der Geld-
politik aus Angst vor Finanzmarktturbulenzen 
über Gebühr verzögern würde. Dies führte ver-
mutlich dazu, dass sich die Bewertung von 
Vermögenstiteln infolge der unvermindert stei-
genden Liquidität weiter von einem mittelfristig 
fundamental gerechtfertigten Niveau entfernen 
– mit entsprechenden Gefahren für die Finanz-
marktstabilität in der Zukunft. Ein anderes Ri-
siko ist nach wie vor, dass sich – etwa im Zu-
sammenhang mit Verhandlungen über neue 
Hilfsprogramme für Griechenland – Zweifel am 
Bestand des Euroraums wieder verstärken und 
die keimende Erholung in den Krisenländern 
durch neuerlichen Stress an den Finanzmärkten 
gefährdet wird. Erhebliche Unsicherheit besteht 
über die Auswirkung des Ölpreisverfalls. Die 
Effekte auf die gesamtwirtschaftliche Produktion 
könnten sowohl über- als auch unterschätzt 
sein; dies gilt für die positive Wirkung in den Öl 
importierenden Ländern ebenso wie für die 
dämpfende Wirkungen in den Öl exportierenden 
Länder. Schließlich liegt der Prognose die An-
nahme zugrunde, dass die geopolitischen Kri-
sen zwar noch geraume Zeit schwelen werden, 
sich aber nicht nochmals zuspitzen. Eine neuer-
liche substanzielle Verschärfung oder die Ent-
stehung weiterer Krisenherde von globaler Be-
deutung, könnten eine spürbar schwächere 
Expansion der Weltwirtschaft, in Teilen oder in 
Gänze, zur Folge haben.  

 

Die Prognose im Einzelnen 

Konjunktur in den Vereinigten Staaten 
zieht weiter an 

Die Vereinigten Staaten lassen die Finanz-
krise allmählich hinter sich. Im Jahr 2014 ex-
pandierte das Bruttoinlandsprodukt mit 2,4 Pro-
zent etwas rascher als im Jahr zuvor (2,2 Pro-
zent). Nach einem schwachen Jahresbeginn 
legte die gesamtwirtschaftliche Produktion im 
Sommerhalbjahr mit Raten von jeweils mehr als 
1 Prozent sehr kräftig zu und stieg im vierten 
Quartal in etwas verlangsamtem Tempo um 0,5 

Prozent (Abbildung 11). Während das hohe 
Expansionstempo im Sommerhalbjahr die 
konjunkturelle Grundtendenz noch überzeichnet 
haben dürfte, mehren sich die Zeichen, dass 
sich die Konjunktur weiter gefestigt hat. 
Maßgeblich ist, dass die strukturellen Anpas-
sungsprozesse, die durch den Ausbruch der 
Finanzkrise angestoßen worden waren, offen-
bar vorerst zu einem Ende gekommen sind.6 
Besonders sichtbar ist dies bei den Verschul-
dungspositionen der privaten Haushalte sowie 
am Immobilienmarkt. So zogen die Konsu-
mentenkredite zuletzt wieder spürbar an und 
der Wohnungsbau ist in der Tendenz nach wie 
vor kräftig aufwärtsgerichtet bei weiter anzie-
henden Preisen. Alles in allem dürfte die Geld-
politik, die nach wie vor sehr expansiv aus-
gerichtet ist, durch die Anpassungsprozesse in-
zwischen spürbar an Wirkung gewonnen haben 
und eine wesentliche Triebfeder für die sich ab-
zeichnende Beschleunigung der Konjunktur 
  

Abbildung 11: 
Gesamtwirtschaftliche Entwicklung in den 
Vereinigten Staaten 2007–2014 

 

____________________ 
6 In den vergangenen Jahren hat sich die verhaltene 
Erholung mit Zuwachsraten zwischen 1,5 und 2,5 
Prozent nahezu idealtypisch für die historischen Er-
fahrungen mit Erholungen im Anschluss an Banken- 
und Immobilienkrisen vollzogen. Siehe Jannsen und 
Scheide (2010) sowie Boysen-Hogrefe et al. (2015c).  
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sein. Freilich erhöht sich dadurch auch das 
Rückschlagpotenzial für die US-Wirtschaft, da 
die Auslastung unserer Einschätzung nach wohl 
spätestens im kommenden Jahr ihr normales 
Niveau wieder überschreiten wird und sich auf-
grund der auch im Prognosezeitraum anhaltend 
permissiven Geldpolitik die Risiken im Finanz-
sektor sukzessive erhöhen dürften.   

Die Dynamik am Arbeitsmarkt bleibt hoch. 
Der monatliche Beschäftigungsaufbau be-
schleunigt sich weiter sukzessive und lag im 
Februar im Durchschnitt der vergangenen sechs 
Monate bei knapp 300 000 Personen; zum Ver-
gleich: Zu Beginn des vergangenen Jahres lag 
der entsprechende Wert noch bei rund 200 000 
Personen. Der Beschäftigungsaufbau macht 
sich jedoch immer weniger bei der Arbeits-
losenquote bemerkbar. Sie ist in den vergange-
nen Monaten nur noch allmählich zurückgegan-
gen ist und lag im Februar bei 5,5 Prozent (Ab-
bildung 12). Der Rückgang der Partizipations-
rate, der zu einem Großteil dafür verantwortlich 
war, dass die Arbeitslosenquote in den vergan-
genen Jahren deutlich gesunken war, ist offen-
bar zum Erliegen gekommen. Ein Gutteil dieses  
 

Abbildung 12: 
Arbeitsmarkt in den Vereinigten Staaten 2007–2015 

 
 

Rückgangs war demographischen Faktoren ge-
schuldet und dürfte deshalb vorerst Bestand 
haben. Zum Teil ging er jedoch auch darauf zu-
rück, dass sich erwerbslose Personen aufgrund 
der allgemein schlechten Jobperspektiven nach 
der Finanzkrise nicht mehr aktiv um eine An-
stellung bemüht hatten und so in den offiziellen 
Statistiken nicht mehr erfasst worden waren. Mit 
der zunehmenden Besserung am Arbeitsmarkt 
dürfte sich dieser Personenkreis wohl wieder 
vermehrt um eine Anstellung bemühen. In der 
Folge dürfte sich der Rückgang der Arbeits-
losenquote im Prognosezeitraum merklich ab-
flachen. 

Der heimische Preisdruck wird allmählich 
zunehmen. Angesichts der zunehmenden Bes-
serung am Arbeitsmarkt beschleunigt sich der 
Anstieg der Löhne und Gehälter sowie der 
Stundenlöhne – wenn auch nur allmählich – be-
reits seit einiger Zeit wieder. Mit der sich ab-
zeichnenden deutlich anziehenden Konjunktur 
dürfte auch die Lohndynamik weiter an 
Schwung gewinnen und so den Preisdruck suk-
zessive erhöhen. Die Inflationsrate hat sich, 
nachdem sie in den Sommermonaten bei 2 
Prozent lag, zwar zuletzt aufgrund des Ölpreis-
verfalls deutlich verringert und war im Januar 
auf -0,2 Prozent gefallen (Abbildung 13). Nach 
dem Auslaufen der dämpfenden Effekte des 
Ölpreisrückgangs dürfte sich die Inflation aber 
wieder deutlich beschleunigen und im kommen-
den Jahr Raten von deutlich über 2 Prozent 
erreichen.  

Die Sorgen im Offenmarktausschuss der 
Federal Reserve mehren sich, ob ein  Aus-
stieg aus der sehr expansiven Geldpolitik in 
den Sommermonaten verfrüht sein könnte.  
Die Federal Reserve (Fed) hat bereits seit eini-
ger Zeit kommuniziert, ihre sehr expansive 
Geldpolitik etwa ab Mitte des Jahres wieder 
vorsichtig zu straffen. Dazu wird sie voraus-
sichtlich zunächst ihren maßgeblichen Zins an-
heben (und damit erstmals seit mehr als fünf 
Jahren von ihrer de facto „Nullzinspolitik“ ablas-
sen) und damit beginnen, ihre Bilanzsumme 
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Abbildung 13: 
Verbraucherpreisanstieg in den Vereinigten Staaten 
2007–2015 

 
vorsichtig zu verringern.7 Jüngst wird im Offen-
marktausschuss der Fed vermehrt diskutiert, ob 
die Anhebung des Leitzinses verschoben wer-
den sollte, da sich der Produktionsanstieg im 
Vergleich zum Sommerhalbjahr etwas verlang-
samt hat und weil der Ölpreisverfall die Inflati-
onsrate (und den für die Fed maßgeblichen De-
flator der privaten Konsumausgaben) zuletzt 
stark gedrückt hatte. Auch die Inflationserwar-
tungen gaben im Zuge dieser Entwicklung zu-
letzt spürbar nach. Alles in allem haben offen-
bar die Bedenken zugenommen, dass sich der 
Ausstieg aus der sehr expansiven Geldpolitik in 
den Sommermonaten als verfrüht erweisen 
könnte.  

Die Fed wird voraussichtlich an ihren bishe-
rigen Plänen festhalten. Zwar hatte die Fed in 
den vergangenen Jahren bei ihren Entschei-
dungen eine deutliche Tendenz dazu, einer lo-
ckereren Geldpolitik den Vorzug zu geben. Wir 
gehen derzeit jedoch nach wie vor davon aus, 

____________________ 
7 Ihre Bilanzsumme wird die Fed verringern, indem 
sie damit beginnen wird, von ihr gehaltene auslau-
fende Wertpapiere nicht wieder vollumfänglich zu 
ersetzen. Von der Veräußerung von ihr gehaltener 
Titel dürfte sie vorerst absehen.  

dass die Fed an ihren bisherigen Plänen fest-
halten wird. So ist die Konjunktur sehr robust, 
und vieles deutet darauf hin, dass sie im Verlauf 
des Jahres deutlich an Fahrt aufnehmen wird. 
Zudem lag die Inflationsrate in den Vereinigten 
Staaten vor dem Einsetzen des Ölpreisverfalls 
in etwa auf der Zielmarke der Fed in Höhe von 2 
Prozent und wird diese mit dem Auslaufen der 
dämpfenden Effekte vonseiten der Rohstoff-
märkte voraussichtlich alsbald sogar über-
schreiten. Insgesamt besteht ein gewisser Kon-
sens darüber, dass die Geldpolitik nicht auf 
Preisschwankung an den Rohstoffmärkten re-
agieren sollte, zumindest solange diese nicht 
sogenannte Zweitrundeneffekte (z.B. durch 
spürbare Effekte auf die Lohnfindung) nach sich 
ziehen. Schließlich dürften die Fed auch kurz-
fristige Schwankungen bei den Inflationserwar-
tungen nicht beunruhigen, werden diese doch 
erfahrungsgemäß maßgeblich durch kurzfristige 
Faktoren, wie zum Beispiel Preisschwankungen 
an den Rohstoffmärkten, beeinflusst. So weisen 
beispielsweise die aus den Preisen für Staats-
anleihen abgeleiteten fünfjährigen Inflations-
erwartungen für den Zeitraum in 5 bis 10 Jah-
ren, die gerade von kurzfristigen Einflussfakto-
ren unbeeinflusst sein sollten, einen gewissen 
Gleichlauf mit den Ölpreisen auf (Abbildung 14). 
Trotz der allmählichen Straffung dürfte die 
Geldpolitik noch im gesamten Prognosezeit-
raum sehr expansiv ausgerichtet sein und die 
Konjunktur spürbar stimulieren. Die Projektio-
nen der Fed vom Dezember des vergangenen 
Jahres sprechen dafür, dass der Leitzins Ende 
2016 bei rund 2,5 Prozent liegen wird.  

Die wiederaufkeimenden politischen Aus-
einandersetzungen über die Ausrichtung der 
Finanzpolitik dürften die Konjunktur in den 
Vereinigten Staaten nicht belasten. Mit dem 
Haushaltsentwurf von Präsident Obama für das 
im Oktober beginnende Fiskaljahr 2015 sind die 
politischen Differenzen der beiden großen Par-
teien bezüglich der Finanzpolitik wieder offen zu 
Tage getreten.  Zuletzt wurde die Finanzierung 
der Heimatschutzbehörde  aufgrund Differenzen 
bezüglich der Einwanderungspolitik in Frage 
gestellt; mittlerweile ist die Weiterfinanzierung 
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Abbildung 14: 
Inflationserwartungen und Ölpreis in den Vereinigten 
Staaten 2010–2015 

 
dieser Behörde gewährleistet.  In den vergan-
genen Jahren hatten Auseinandersetzungen 
bezüglich der Haushaltspolitik und der Anhe-
bung der Schuldenobergrenze immer wieder 
zur temporären Erhöhung der (politischen) 
Unsicherheit und im Jahr 2013 sogar zu einem 
vorübergehenden „government shutdown“ ge-
führt. Allerdings haben sich die Belastungen für 
die Konjunktur aus diesen Auseinandersetzun-
gen in den vergangenen Jahren wohl sukzes-
sive verringert; offenbar haben sich die privaten 
Akteure in den Vereinigten Staaten in gewisser 
Weise an die Auseinandersetzungen bezüglich 
der Haushaltspolitik „gewöhnt“. Wir gehen des-
halb für unsere Prognose davon aus, dass es 
von dieser Seite zu keinen nennenswerten Be-
lastungen für die Konjunktur kommen wird. Im 
laufenden Haushaltsjahr dürfte sich das 
Budgetdefizit von 2,8 Prozent im Vorjahr auf 2,5 
Prozent verringern und im kommenden Jahr in 
etwa unverändert bleiben. 

 

Der niedrige Ölpreis wird die Konjunktur in 
den Vereinigten Staaten weniger stimulieren 
als noch in früheren Jahren. Die Konjunktur in 
den Vereinigten Staaten hat für gewöhnlich be-
sonders von Ölpreisrückgängen profitiert, da 
der Energieverbrauch in Relation zum Brutto-
inlandsprodukt dort deutlich höher ist als in vie-
len anderen fortgeschrittenen Volkswirtschaften.  
In den vergangenen Jahren hat die Förderung 
von Schiefergas und Schieferöl massiv zuge-
nommen und so die Energiepreise gedrückt. In 
der Folge haben auch die Nettoimporte von 
Energieträgern spürbar abgenommen. Vor die-
sem Hintergrund dürften die stimulierenden Ef-
fekte des Ölpreisrückgangs auf die Konjunktur 
in den Vereinigten Staaten merklich geringer 
ausfallen als noch in früheren Jahren. Bisweilen 
wird befürchtet, dass der Ölpreisrückgang die 
Konjunktur sogar spürbar belasten könnte, so-
fern die Förderunternehmen ihre Investitionen 
stark einschränken oder sogar von der Insol-
venz bedroht werden. Zwar hat der Anteil der 
Investitionen in diesem Bereich an den gesam-
ten Investitionen in den vergangenen Jahren 
deutlich zugenommen. Zudem gibt es Anzei-
chen dafür, dass sich diese Unternehmen vor-
erst mit Investitionen zurückhalten. So sind die 
Auslieferungen und Neubestellungen von In-
vestitionsgütern in diesem Bereich bereits seit 
einiger Zeit rückläufig. Allerdings ist dieser Wirt-
schaftsbereich mit einem Anteil an den Ge-
samtinvestitionen von knapp 2 Prozent nach 
wie vor zu klein, um die stimulierenden Auswir-
kungen des Ölpreisrückgangs auf die übrige 
Wirtschaft zu konterkarieren (Abbildung 15). 
Auch der Beschäftigungsanteil von weniger als 
1 Prozent der Gesamtbeschäftigung ist, wenn-
gleich in den vergangen Jahren überpropor-
tional gestiegen, zu gering, um bei einem Ein-
bruch in diesem Bereich für spürbare Brems-
spuren am Arbeitsmarkt und bei der Konjunktur 
zu sorgen.8 

____________________ 
8 Zu den jüngsten Beschäftigungstrends in diesem 
Wirtschaftsbereich sowie in den Vereinigten Staaten 
insgesamt siehe Jannsen und Reicher (2014) sowie 
Reicher (2014).    
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Abbildung 15: 
Anteil der Investitionen im Bergbau an den gesamten 
Anlageinvestitionen der Unternehmen 1960–2014 

 
Die Konjunktur in den Vereinigten Staaten 
zieht im Verlauf des Jahres kräftig an. Nach-
dem das Expansionstempo des Bruttoinlands-
produkts im ersten Quartal voraussichtlich mit 
rund 0,5 Prozent in ähnlicher Größenordnung 
ausfallen wird wie im Vorquartal, dürfte die 
Konjunktur im Verlauf des Prognosezeitraums 
sukzessive an Fahrt aufnehmen. Darauf deutet 
auch eine Vielzahl von Frühindikatoren hin, die 
in den vergangenen Monaten in der Tendenz 
weiter aufwärts gerichtet waren. Zwar ist der 
„ISM-Index“, der vor allem die aktuellen Lage-
einschätzungen von größeren Unternehmen 
widerspiegelt, seit Oktober gesunken. Dies 
dürfte jedoch vor allem auf Sonderfaktoren zu-
rückzuführen sein. So hat sich die Zuversicht 
bei den kleineren und mittleren Unternehmen 
seitdem weiter aufgehellt und die entsprechen-
den Erhebungen für den Dienstleistungssektor 
sind auf hohem Niveau nahezu unverändert ge-
blieben. Die privaten Einkommen dürften mit der 
zunehmenden Besserung am Arbeitsmarkt 
weiter zulegen und den privaten Konsum stimu-
lieren, der kurzfristig zudem durch die niedrigen 
Energiepreise befeuert wird. Ferner dürften trotz 
der sich abzeichnenden allmählichen Straffung 

der Geldpolitik kräftige Impulse von der monetä-
ren Seite kommen, da mit den vollzogenen An-
passungsprozessen bei der privaten Verschul-
dung und am Immobilienmarkt wichtige Trans-
missionskanäle der Geldpolitik wieder weitge-
hend störungsfrei funktionieren werden. In der 
Folge werden auch die privaten Wohnungs-
bauinvestitionen im Prognosezeitraum weiter 
kräftig expandieren. Schließlich dürften die Un-
ternehmensinvestitionen vor dem Hintergrund 
der sehr günstigen Absatz- und Ertragsaus-
sichten und der günstigen Finanzierungsbedin-
gungen anziehen. Alles in allem rechnen wir für 
das laufende Jahr mit einem Anstieg des Brutto-
inlandsprodukts von 3,0 Prozent (Tabelle 4). Im 
kommenden Jahr dürfte sich die Zuwachsrate 
auf 3,5 Prozent beschleunigen. Vor diesem 
Hintergrund dürfte die Arbeitslosenquote von  
6,2 Prozent im Jahr 2014 auf 5,4 Prozent zu-
rückgehen und 2016 im Durchschnitt bei 5,1 
Prozent liegen. Die Inflation wird im laufenden 
Jahr vorübergehend durch den Ölpreisverfall  
 

Tabelle 4: 
Eckdaten zur Konjunktur in den Vereinigten Staaten 
2013–2016 

  2013  2014 2015 2016

Bruttoinlandsprodukt 2,2 2,4 3,0 3,5 
Inländische Verwendung 1,9 2,5 3,3 3,7 

Private Konsumausgaben 2,4 2,5 3,2 3,3 
Konsumausgaben des Staates -2,0 -0,2 0,5 1,7 
Anlageinvestitionen 4,7 5,3 5,9 7,6 

Ausrüstungen 4,6 6,5 6,2 7,9 
Geistige Eigentumsrechte 3,4 4,9 6,6 5,0 
Gewerbliche Bauten -0,5 8,1 4,1 7,9 
Wohnungsbau 11,9 1,6 5,9 10,1 

Vorratsveränderungen 0,1 0,1 0,0 0,0 
Außenbeitrag 0,2 -0,2 -0,3 -0,1 

Exporte 3,0 3,1 4,5 5,6 
Importe 1,1 4,0 5,6 6,0 

Verbraucherpreise 1,5 1,6 -0,1 2,7 
Arbeitslosenquote 7,4 6,2 5,4 5,1 
Leistungsbilanzsaldo -2,4 -2,3 -2,0 -1,9 
Budgetsaldo (Bund) -4,1 -2,8 -2,5 -2,5 

Bruttoinlandsprodukt: preisbereinigt, Veränderung gegen-
über dem Vorjahr in Prozent. Außenbeitrag, Vorrats-
veränderungen: Lundberg-Komponente. Arbeitslosen-
quote: in Prozent der Erwerbspersonen. Leistungsbilanz-
saldo, Budgetsaldo: in Prozent des nominalen Brutto-
inlandsprodukts. Budgetsaldo: Fiskaljahr. 

Quelle: US Department of Commerce, National Economic 
Accounts; US Department of Labor, Employment Situation 
and Consumer Price Index; US Department of the 
Treasury, Monthly Treasury Statement; eigene Berech-
nungen; grau hinterlegt: Prognose des IfW. 
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gedämpft. Im laufenden Jahr wird sie  voraus-
sichtlich sogar leicht im negativen Terrain liegen 
und im Jahr 2016 im Durchschnitt 2,7 Prozent 
betragen. 

Das Rückschlagpotenzial für die US-Wirt-
schaft wird im Prognosezeitraum sukzessive 
zunehmen. Die sich abzeichnende weitere Be-
lebung der US-Konjunktur könnte sich in der 
mittleren Frist als Bumerang erweisen. So dürfte 
die Auslastung der gesamtwirtschaftlichen Pro-
duktionskapazitäten unserer Einschätzung nach 
spätestens im kommenden Jahr ihr normales 
Niveau überschreiten. Je länger die hohe kon-
junkturelle Dynamik anhält, ohne durch ent-
sprechend hohe Zuwächse des Produktions-
potenzials gedeckt zu sein, umso mehr erhöhen 
sich auch die Risiken für einen spürbaren kon-
junkturellen Einbruch. Hinzu kommt, dass die 
Konjunktur im Prognosezeitraum trotz der von 
uns unterstellten Straffung der Geldpolitik zu ei-
nem Gutteil durch einen monetären Impuls 
stimuliert werden dürfte. Die Risiken, dass sich 
der Ausstieg aus der außergewöhnlich expansiv 
ausgerichtet Geldpolitik verzögert, sind zudem 
hoch, da sich die Fed mit dem Ausstieg aus 
ihren umfangreichen quantitativen Maßnahmen 
auf unbekanntes Terrain begibt. In einem 
solchen Umfeld erhöhen sich erfahrungsgemäß 
nicht nur die konjunkturellen sondern auch die 
strukturellen Risiken, beispielsweise durch eine 
deutlich erhöhte Risikoneigung im Finanzsektor. 
Diese potentiellen Risiken sollten sorgsam be-
obachtet werden, zumal die Fed über einen 
Zeitraum von mehr als fünf Jahren eine „Null-
zinspolitik“ verfolgt hat. 

Moderate konjunkturelle Expansion in 
Japan  

Die japanische Wirtschaft geriet im Jahr 
2014 erneut in eine Rezession. Der Einbruch 
von Produktion und Nachfrage nach der Erhö-
hung der Mehrwertsteuer von 5 auf 8 Prozent 
zum Beginn des Fiskaljahres am 1. April erwies 
sich tiefer und nachhaltiger als erwartet. Ein 
Rückschlag beim Bruttoinlandsprodukt war nach 
dem durch Vorzieheffekte bedingten starken 

Anstieg im ersten Quartal zwar zu erwarten ge-
wesen. Die gesamtwirtschaftliche Produktion 
schrumpfte nach einem kräftigen Rückgang um 
1,7 Prozent im zweiten Quartal aber im dritten 
Vierteljahr nochmals spürbar (-0,6 Prozent). 
Gegen Jahresende legte sie zwar wieder um 
0,6 Prozent zu (Abbildung 16). Insgesamt sta-
gnierte das Bruttoinlandsprodukt 2014 jedoch 
auf dem Niveau des Vorjahres.   

Abbildung 16:  
Gesamtwirtschaftliche Entwicklung in Japan 2007–
2014 

 
 
Die Belebung zum Jahresende war wesent-
lich einer kräftigen Zunahme der Ausfuhren 
zu verdanken. Die Erholung der inländischen 
Verwendung von dem Rückgang nach der 
Mehrwertsteuererhöhung blieb begrenzt. Zwar 
nahm der private Konsum leicht zu; er lag aber 
immer noch um 2,5 Prozent unter seinem Ni-
veau ein Jahr zuvor, das durch Vorzieheffekte 
wohl noch nicht nennenswert überhöht gewe-
sen war. Zudem stiegen die öffentlichen Investi-
tionen spürbar – eine Folge des Konjunkturpro-
gramms, das Anfang vergangenen Jahres be-
schlossen worden war, um die kontraktiven Ef-
fekte der Mehrwertsteuererhöhung abzufedern. 
Die privaten Anlageinvestitionen waren hinge-
gen auch im Schlussquartal des vergangenen 
Jahres rückläufig, wenn auch nur noch leicht. 
Kräftige Impulse gingen hingegen vom Außen-
handel aus. Die Exporte stiegen um 2,7 Prozent 



Kieler Konjunkturberichte Nr. 3 (2015|Q1) – Weltkonjunktur 21 

 

gegenüber dem Vorquartal. Bei einem gleich-
zeitigen Zuwachs der Importe um 1,3 Prozent 
war der Außenbeitrag rechnerisch für die Hälfte 
des Anstiegs des Bruttoinlandsprodukts verant-
wortlich. Die Exporte nehmen in der Tendenz 
bereits seit Beginn des vergangenen Jahres 
kräftig zu und lagen zuletzt mehr als 10 Prozent 
über ihrem Vorjahresniveau – wohl auch eine 
Folge der starken wechselkursbedingten Ver-
besserung der internationalen preislichen Wett-
bewerbsfähigkeit japanischer Produzenten, zu 
der es in den vergangenen zwei Jahren ge-
kommen ist.  

Für das erste Quartal lassen die Indikatoren 
eine weitere merkliche Expansion des Brut-
toinlandsprodukts erwarten. Die Industriepro-
duktion nahm zu Jahresbeginn recht kräftig zu. 
Zudem gibt es Hinweise darauf, dass die Inves-
titionen angezogen haben. Der private Ver-
brauch dürfte hingegen weiterhin wenig 
Schwung entfalten. Die Kfz-Neuzulassungen 
sind jedenfalls zu Jahresbeginn deutlich gesun-
ken.  

Der Arbeitsmarkt ist trotz der zwischenzeitli-
chen Schwäche der Produktion in der 
Grundtendenz aufwärtsgerichtet geblieben. 
Die Arbeitslosenquote ging im Verlauf des ver-
gangenen Jahres weiter zurück, wenn auch nur 
noch leicht. Im Dezember 2014 belief sie sich 
auf 3,4 Prozent, den niedrigsten Wert seit 1997. 
Die Beschäftigung legte bis zuletzt in kaum 
vermindertem Tempo  zu (Abbildung 17). Dabei 
erhöhte sich die Zahl der Beschäftigten mit 
regulären Arbeitsverträgen sogar stärker als die 
Gesamtzahl; offenbar hat sich die seit einigen 
Jahren zu beobachtende Tendenz zu einer 
zunehmenden Spaltung am Arbeitsmarkt in 
arbeitsrechtlich stark geschützte Kernbeleg-
schaften und Randbelegschaften mit geringerer 
Entlohnung zuletzt nicht weiter fortgesetzt.  Die 
Zahl der offenen Stellen je Stellensuchenden – 
ein in Japan viel beachteter Indikator für die 
Lage am Arbeitsmarkt – ist weiter gestiegen und 
inzwischen auf einem historisch hohen Niveau. 
Die Löhne haben 2014 etwas zugenommen,  
 

nachdem sie im Vorjahr noch stagniert hatten. 
In realer Rechnung gingen sie jedoch aufgrund 
des deutlichen Anstiegs der Verbraucherpreise 
spürbar zurück.     

Abbildung 17:  
Arbeitsmarkt in Japan 2007–2015 

 
Die Inflationsrate ist nach dem mehrwert-
steuerbedingten starken Anstieg zuletzt 
wieder gesunken. Nach Jahren der Deflation 
sind die Verbraucherpreise in den vergangenen 
beiden Jahren wieder gestiegen. War der Preis-
auftrieb zunächst wesentlich durch höhere 
Importpreise bedingt – vor allem aufgrund der 
starken Abwertung –, sorgte die Mehrwertsteu-
ererhöhung im April des vergangenen Jahres 
für einen neuerlichen Preisschub. Nachdem die 
Inflationsrate in der Spitze im Mai auf 3,7 Pro-
zent geklettert war, ging sie in der Folge wieder 
zurück und betrug im Januar 2,4 Prozent 
(Abbildung 18). Die von der Bank von Japan als 
Referenzgröße bevorzugte Inflationsrate ohne 
Preise für unverarbeitete Nahrungsmittel lag bei 
2,2 Prozent, die Kernrate, bei der zusätzlich die 
Energiepreise ausgeblendet werden, belief sich 
auf 2,1 Prozent. Da der durch die Mehrwert-
steuererhöhung bedingte Preisschub auf etwa 2 
Prozent geschätzt wird, hat sich die zugrunde 
liegende Preistendenz offenbar wieder in Rich-
tung Stagnation entwickelt.  
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Abbildung 18:  
Verbraucherpreise in Japan 2007–2015 

 
Die Bank von Japan hat ihren Kurs der 
Geldmengenexpansion nochmals verschärft. 
Anfang April 2013 hatte die japanische Noten-
bank als einen Teil der wirtschaftspolitischen  
Strategie der neuen Regierung („Abenomics“) 
beschlossen, die Zentralbankgeldmenge inner-
halb von zwei Jahren durch den Kauf von Wert-
papieren – insbesondere Staatsanleihen mit 
längerer Laufzeit – zu verdoppeln, um die Infla-
tion mittelfristig auf 2 Prozent zu bringen. Die 
monetäre Expansion erfolgte weitgehend plan-
mäßig. Vor dem Hintergrund des neuerlichen 
konjunkturellen Rückschlags im Nachklang der 
Mehrwertsteuererhöhung wurde Ende Oktober 
2014 angekündigt, das Volumen der monatli-
chen Wertpapierkäufe nochmals auszuweiten, 
die durchschnittliche Restlaufzeit weiter zu er-
höhen und den geldpolitischen Expansionskurs 
beizubehalten, bis die Inflationsrate nachhaltig 
auf Ziel gebracht ist. Ein Ende des monetären 
Expansionskurses oder eine Anhebung der 
Notenbankzinsen, die seit 2010 bei null  liegen, 
ist für den Prognosezeitraum nicht zu erwarten.  

Die Finanzpolitik hat auf die Konjunkturschwä-
che reagiert, indem sie zum einen die für den 
Herbst 2015 vorgesehene neuerliche Mehrwert-
steuererhöhung um weitere zwei Prozentpunkte 

auf April 2017 verschoben hat. Zudem wurde 
ein Nachtragshaushalt für das zu Ende ge-
hende Fiskaljahr im Umfang von 0,6 Prozent 
des Bruttoinlandsprodukts verabschiedet. Diese 
Größenordnung geht allerdings über das im ja-
panischen Haushaltsvollzug übliche Maß nicht 
hinaus und dürfte wohl nur vermeiden, dass die 
Ausgaben vom bisherigen Niveau spürbar zu-
rückgefahren werden müssen. Für das Finanz-
jahr 2015 ist geplant, den Körperschaftsteuer-
satz von derzeit 34,6 Prozent um 2,5 Prozent-
punkte zu senken, woran sich im darauffolgen-
den Jahr eine weitere, wenn auch geringere 
Reduzierung anschließen soll. Die Ausgaben 
sollen im neuen Haushaltsjahr gleichzeitig kaum 
zulegen. Im Ergebnis dürfte Finanzpolitik in 
etwa neutral wirken und die Neuverschuldung 
aufgrund der anziehenden Konjunktur etwas re-
duziert werden.  

Während der Einsatz expansiver geld- oder fis-
kalpolitischer Maßnahmen Produktion und 
Nachfrage kurzfristig stimulieren kann, ist zwei-
felhaft, ob es der japanischen Regierung ge-
lingt, das Wachstum wie beabsichtigt mittelfris-
tig zu erhöhen und den Prozess schleichender 
Deflation dauerhaft zu beenden. Ein drittes 
Element der wirtschaftspolitischen Strategie – 
Strukturreformen zur Stärkung der Ange-
botsseite der Wirtschaft – ist bislang nicht hin-
reichend umgesetzt worden (Kasten 2).  

Für den Prognosezeitraum rechnen wir mit 
einer allmählich zunehmenden Dynamik der 
gesamtwirtschaftlichen Aktivität, auch wenn 
das Tempo der Expansion insgesamt wohl 
moderat bleiben wird. Angeregt wird die 
Nachfrage zum einen durch die allmählich stär-
kere Weltkonjunktur, von der die japanischen 
Produzenten aufgrund der verbesserten preisli-
chen Wettbewerbsfähigkeit wohl überproportio-
nal profitieren werden.  Mit fortgesetztem Auf-
schwung dürften auch die Löhne allmählich an-
ziehen. Bei wieder deutlich geringerem Preis-
auftrieb dürfte die reale Kaufkraft der Lohnein-
kommensbezieher anders als im vergangenen 
Jahr steigen. Für den Jahresdurchschnitt 2015 
und 2016 erwarten wir nach der Stagnation im 
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Kasten 2:  
Zu den Strukturreformen im Rahmen von „Abenomics“  

Ein zentrales Ziel der im Dezember 2012 gewählten japanischen Regierung unter dem Ministerpräsidenten 
Abe ist es, die wirtschaftliche Dynamik nachhaltig zu verstärken und die langjährige deflationäre Tendenz 
im Land zu brechen. Konkret sollen das Wachstum des realen Bruttoinlandsprodukts, das in den vergan-
genen beiden Jahrzehnten im Trend bei knapp 1 Prozent jährlich lag, auf 2 Prozent pro Jahr im Zeitraum 
von 2013 bis 2022 erhöht und die Inflationserwartungen auf ein Niveau von 2 Prozent gebracht und dort 
stabilisiert werden. Zu diesem Zweck wurde ein wirtschaftspolitisches Programm entworfen, das in der 
Öffentlichkeit häufig als „Abenomics“ bezeichnet wird. Es umfasst eine massive Lockerung der Geldpolitik, 
eine „flexible“ Finanzpolitik, die mittelfristig den hoch defizitären Staatshaushalt konsolidieren, zunächst 
aber der Nachfrage Impulse geben sollte, sowie Strukturreformen zur Stärkung des mittelfristigen Wachs-
tums und der Förderung der privaten Investitionen.   

Die Zentralbank setzte ihr Vorhaben, die Geldbasis innerhalb eines Zeitraums von zwei Jahren durch 
den stetigen Kauf von Wertpapieren zu verdoppeln, weitgehend planmäßig um. Die Finanzpolitik setzte im 
Kontext der im zweiten Halbjahr 2012 in Japan herrschenden Rezession zunächst auf eine kräftige Aus-
weitung der Staatsausgaben zur Stärkung der Nachfrage. Die als Einstieg in die Konsolidierung betrach-
tete Erhöhung der Mehrwertsteuer von 5 auf 8 Prozent wurde von einem weiteren Konjunkturpaket be-
gleitet, so dass das staatliche Haushaltsdefizit gemessen am Bruttoinlandsprodukt im vergangenen Jahr 
wohl nur leicht verringert wurde. Zwei Jahre nach dem Regierungswechsel hat sich die zunächst zu be-
obachtende wirtschaftliche Belebung als Strohfeuer erwiesen. Das Niveau der Verbraucherpreise hat sich 
zwar erhöht, allerdings nur leicht, wenn man den Effekt der Verbrauchsteuererhöhung herausrechnet, und 
der zugrunde liegende Preisanstieg ist dabei vor allem auf höhere Importpreise als Folge der Abwertung 
des Yen zurückzuführen.  

Da eine geldpolitische Stimulation allenfalls eine vorübergehende Expansion der gesamtwirtschaftlichen 
Produktion zur Folge haben kann und die Finanzpolitik auf mittlere Sicht eher restriktiv ausgerichtet wer-
den muss, fällt den strukturellen Reformen die zentrale Rolle zur Erreichung des ambitionierten Wachs-
tumsziels zu. Angesichts der im Trend rückläufigen Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter impliziert die 
Vorgabe von 2 Prozent jahresdurchschnittlichen realen Wirtschaftswachstums eine Zunahme der Produkti-
vität je Beschäftigten, die sogar in der Größenordnung von 2,5 Prozent liegen müsste – ein Wert, der nicht 
nur um 1,5 Prozentpunkte über dem derzeitigen trendmäßigen Produktivitätsanstieg liegt, sondern auch im 
Vergleich mit anderen fortgeschrittenen Volkswirtschaften ausgesprochen hoch ist. Gegenwärtig besteht 
auch keine erhebliche Unterauslastung der Kapazitäten, die eine über das Potenzialwachstum hinausge-
hende wirtschaftliche Expansion über längere Zeit ermöglichen würde. Darauf deutet die Tatsache hin, 
dass die Arbeitslosenquote seit 2009 von mehr als 5 Prozent auf 3,5 Prozent gesunken ist, den niedrigsten 
Wert seit 1997. Um eine nachhaltige Wachstumsverstärkung zu erzielen, müssen also zusätzliche Investi-
tionen angestoßen werden und hinreichend Arbeitskräfte zur Verfügung stehen.  

Um diese dritte (und mittelfristig wichtigste) Säule der Abenomics mit Inhalt zu füllen, wurde im vergan-
genen Sommer ein Katalog von 250 Politikmaßnahmen vorgestellt, die drei Stoßrichtungen haben: Ver-
besserung der Rentabilität der Unternehmen, Ausweitung des Arbeitskräftepotenzials und Reform bedeu-
tender Wirtschaftsbereiche. Ähnliche Maßnahmen waren allerdings häufig bereits Bestandteil von früheren 
Regierungsprogrammen. So ist die vorgesehene Schaffung von steuerbegünstigten und weniger regulier-
ten Sonderwirtschaftszonen in der Vergangenheit schon mit gemischtem Erfolg betrieben worden. Renta-
bilitätsfördernd wirkt insbesondere die beschlossene Senkung der Körperschaftsteuer um 2,5 Prozent-
punkte. Eine weitergehende Reform der Unternehmenssteuern, die eine Reduzierung der insbesondere für 
die großen Unternehmen im internationalen Vergleich hohen Belastung vorsieht, ist bereits in der Vergan-
genheit vielfach anvisiert, jedoch nie umgesetzt worden. Hinsichtlich des Arbeitskräftepotenzials liegt der 
Schwerpunkt der Politik Abes auf der Förderung der Frauenerwerbstätigkeit. Hier sind Fortschritte erkenn-
bar, auch wenn unklar ist, inwieweit die Politik der Regierung dafür verantwortlich ist. Zentral sind vor allem 
Strukturreformen wie eine Deregulierung des stark segmentierten Arbeitsmarktes oder die Liberalisierung 
hoch reglementierter bzw. stark geschützter Sektoren, um Produktivitätsreserven zu mobilisieren und In-
vestitionen anzuregen. Dabei stößt die Regierung freilich regelmäßig auf starken Widerstand von Interes-
sengruppen, die eine Umsetzung behindern oder verzögern. So wurden Regelungen zur Lockerung des 
Kündigungsschutzes in den Sonderwirtschaftszonen verwässert. Die Entflechtung der Elektrizitätsversor-
gung ist zwar vorgesehen, allerdings erst für 2016; die Abschaffung des traditionellen Quotensystems für 
die Reisproduktion als prominenteste Maßnahme zum Abbau der hohen Protektion in der Landwirtschaft 
soll erst im Jahr 2018 vollzogen werden. Bei dieser zögerlichen Reformpolitik erscheint eine nachhaltige 
deutliche Beschleunigung des Wachstums in Japan unwahrscheinlich. 
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vergangenen Jahr einen Zuwachs des Brutto-
inlandsprodukts von 0,8 bzw. 1,4 Prozent (Ta-
belle 5). Die Verbraucherpreise werden voraus-
sichtlich im Jahresdurchschnitt 2015 um 1,3 
Prozent und 2016 um 1,2 Prozent steigen. 
Diese Jahreswerte verdecken eine allmähliche 
Verstärkung des Preisauftriebs im Verlauf, da in 
den ersten Monaten des Jahres 2015 noch der 
mehrwertsteuerbedingte Preisschub aus dem 
Vorjahr zu Buche schlägt.  

Tabelle 5:  
Eckdaten zur Konjunktur in Japan 2013–2016 

  2013  2014 2015 2016

Bruttoinlandsprodukt 1,6 0,0 0,8 1,4 
Inländische Verwendung 1,8 -0,3 0,1 1,1 

Private Konsumausgaben 2,1 -1,2 -0,1 1,0 
Konsumausgaben des Staates 1,9 0,2 0,7 0,5 
Anlageinvestitionen 3,1 2,6 -0,3 1,8 

Unternehmens-
investitionen 

0,5 3,8 1,1 3,9 

Wohnungsbau 8,7 -4,9 -5,6 2,0 
Öffentliche Investitionen 7,9 3,6 -1,6 -4,9 

Lagerinvestitionen -0,4 0,2 0,1 0,0 
Außenbeitrag -0,3 0,1 0,5 0,2 

Exporte 1,4 8,2 6,1 4,1 
Importe 3,0 7,2 2,3 2,8 

Verbraucherpreise 0,4 2,7 1,3 1,2 
Arbeitslosenquote 4,0 3,6 3,5 3,4 
Leistungsbilanzsaldo 0,7 0,5 2,0 2,1 
Gesamtstaatlicher 
Finanzierungssaldo -9,3 -8,0 -7,5 -7,2 

Prozent. Bruttoinlandsprodukt: preisbereinigt, Veränderung 
gegenüber dem Vorjahr. Außenbeitrag, Vorratsverände-
rungen: Lundberg-Komponente. Arbeitslosenquote: Anteil 
an den Erwerbspersonen. Finanzierungssaldo: in Relation 
zum nominalen Bruttoinlandsprodukt. 

Quelle: Cabinet Office, National Accounts; OECD, Main 
Economic Indicators; eigene Berechnungen; grau hinter-
legt: Prognose des IfW. 

 

 

Spürbar bessere Konjunktur in der 
Europäischen Union  

Die Wirtschaft im Euroraum gewinnt allmäh-
lich an Fahrt und expandiert in diesem und 
im nächsten Jahr um 1,3 bzw. um 1,7 Pro-
zent.9 Nach der noch recht schwachen Expan-

____________________ 
9 Für eine ausführliche Darstellung der Konjunktur-
prognose für den Euroraum siehe Boysen-Hogrefe et 
al. (2015b). 

sion im vergangenen Jahr (Abbildung 19) 
zeichnet sich für den Euroraum eine allmähliche 
weitere Belebung ab. Die Verbrauchsausgaben 
werden durch eine langsam wieder steigende 
Beschäftigung, etwas stärker steigende Löhne 
und energiepreisbedingte Kaufkraftgewinne an-
geregt. Die Investitionstätigkeit dürfte vor dem 
Hintergrund verbesserter Finanzierungsbedin-
gungen und günstigerer Absatzaussichten, 
auch infolge der spürbaren Abwertung des 
Euro, allmählich Tritt fassen. Gedämpft wird die 
wirtschaftliche Expansion nach wie vor durch 
strukturelle Anpassungserfordernisse, die zum 
Teil nur zögerlich angegangen werden. Die 
Verbraucherpreise dürften im Jahresdurch-
schnitt 2015 auf Vorjahresniveau bleiben. Die 
Inflation, die gegenwärtig negativ ist, wird im 
Verlauf des Jahres, wenn die Abstände im Vor-
jahresvergleich bei den Energiepreisen nach 
und nach geringer werden, wieder zunehmen. 
Der zugrunde liegende Preisauftrieb ist zwar ge-
ring, aber nach wie vor deutlich positiv (Abbil-
dung 20).  Für 2016 rechnen wir mit einer Infla-
tionsrate von 1,1 Prozent (Tabelle 6). Die Ar-
beitslosenquote dürfte im Prognosezeitraum all-
mählich auf 11,1 Prozent im Jahr 2015 und 10,5 
Prozent im Jahr 2016 zurückgehen.  
  
 
Abbildung 19:   
Gesamtwirtschaftliche Entwicklung im Euroraum 
2010–2014 
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Abbildung 20:   
Verbraucherpreisanstieg im Euroraum 2007–2015 

 
Tabelle 6:  
Eckdaten zur Konjunktur im Euroraum 2013–2016 

  2013  2014 2015 2016

Bruttoinlandsprodukt -0,4 0,9 1,3 1,7 
Inländische Verwendung -1,0 0,8 1,2 1,7 

Private Konsumausgaben -0,7 1,0 1,3 1,5 
Konsumausgaben des Staates 0,1 0,7 0,7 1,0 
Anlageinvestitionen -2,9 1,0 1,5 2,7 
Vorratsveränderungen 0,0 -0,1 -0,0 0,0 

Außenbeitrag 0,5 0,1 0,1 0,1 
Exporte 1,4 3,7 4,2 5,8 
Importe 0,4 3,8 4,3 6,1 

Verbraucherpreise 1,3 0,4  0,0 1,1 
Arbeitslosenquote 11,9 11,6  11,1 10,5 
Leistungsbilanzsaldo 2,2 2,4  2,5 2,6 
Budgetsaldo -3,0 -2,5  -2,3 -2,1 

Prozent. Bruttoinlandsprodukt: preisbereinigt; Veränderung 
gegenüber dem Vorjahr. Außenbeitrag, Vorratsverände-
rungen: Lundberg-Komponente. Verbraucherpreise: har-
monisierter Verbraucherpreisindex (HVPI). Arbeitslosen-
quote: Anteil an den Erwerbspersonen. Budgetsaldo: In 
Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt. 

Quelle: Eurostat, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen; 
eigene Berechnungen; grau hinterlegt: Prognose des IfW. 

 
Der Aufschwung im Vereinigten Königreich 
ist trotz zuletzt etwas schwächerer Expan-
sionsrate intakt. Das Vereinigte Königreich be-
findet sich in einem anhaltenden Aufschwung. 
Zwischen Anfang 2013 und Herbst 2014 stieg 
das Bruttoinlandsprodukt kräftig, mit Raten von 
durchschnittlich 0,7 Prozent je Quartal (Abbil-

dung 21). Im Schlussquartal des vergangenen 
Jahres schwächte sich das Expansionstempo 
zwar etwas – auf 0,5 Prozent – ab. Maßgeblich 
hierfür war ein Rückgang bei den Unterneh-
mensinvestitionen, vor allem bedingt durch Ein-
schnitte im Ölsektor vor dem Hintergrund des 
Ölpreisverfalls. Starke Impulse kamen hingegen 
vom Außenhandel, und der private Konsum 
blieb deutlich aufwärtsgerichtet. Das günstige 
Konsumklima wird zum einen gestützt durch 
eine deutliche Aufwärtstendenz am Arbeits-
markt (Abbildung 22) – die Arbeitslosenquote 
sank in den drei Monaten bis November ver-
gangenen Jahres auf 5,7 Prozent, und die stark 
rückläufigen Anträge auf Arbeitslosenunterstüt-
zung, die bereits bis Januar 2015 vorliegen, 
deuten auf eine anhaltend positive Entwicklung 
hin. Zum anderen sind die Löhne, die bislang 
sehr verhalten zugelegt haben, zuletzt merklich 
verstärkt gestiegen.  Dank der energiepreisbe-
dingt stark rückläufigen Inflation haben sich die 
Realeinkommenszuwächse sogar sehr deutlich 
erhöht. Angesichts zunehmender Anzeichen für 
einen enger werdenden Arbeitsmarkt steigt die 
Wahrscheinlichkeit, dass die Notenbank im  
 
 
Abbildung 21:   
Gesamtwirtschaftliche Entwicklung im Vereinigten 
Königreich 2007–2014 

 

-1

0

1

2

3

4

5

2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015

Monatswerte. Veränderung gegenüber dem Vorjahr. Kernrate:
Verbraucherpreise ohne Energie und Nahrungsmittel.

Quelle: Eurostat via Thomson Financial Datastream.

Verbraucherpreise

Kernindex

Prozent

-3

-2

-1

0

1

2

3

2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014

Quartalsdaten; preis- und saisonbereinigt; Veränderung gegen-
über dem Vorquartal.

Quelle: Office for National Statistics, Economy.

Prozent



26 Institut für Weltwirtschaft – Prognosezentrum 

 

Abbildung 22:  
Arbeitsmarkt im Vereinigtem Königreich 2007–2014 

 
Tabelle 7: 
Eckdaten zur Konjunktur im Vereinigten Königreich 
2013–2016 

  2013  2014 2015 2016

Bruttoinlandsprodukt 1,7 2,6 2,8 2,5 
Inländische Verwendung 1,0 1,7 3,3 2,8 

Private Konsumausgaben 1,5 2,2 2,7 2,3 
Konsumausgaben des Staates 0,9 1,0 0,2 0,3 
Anlageinvestitionen 1,4 8,0 7,5 7,9 
Vorratsveränderungen 0,0 0,4 0,1 0,0 

Außenbeitrag 0,1 0,0 -0,1 0,0 
Exporte 0,8 -1,2 1,0 2,5 
Importe 0,4 -1,6 1,5 2,2 

Verbraucherpreise 2,6 1,5 0,6 1,5 
Arbeitslosenquote 7,6 6,2 5,3 4,7 
Leistungsbilanzsaldo -4,2 -5,0 -4,5 -4,1 
Budgetsaldo -5,6 -5,3 -4,6 -4,0 

Prozent. Bruttoinlandsprodukt: preisbereinigt, Veränderung 
gegenüber dem Vorjahr. Vorratsveränderungen, Außen-
beitrag: Lundberg-Komponente. Verbraucherpreise: har-
monisierter Verbraucherpreisindex (HVPI); Veränderung 
gegenüber dem Vorjahr. Arbeitslosenquote: in Relation zu 
den Erwerbspersonen. Budgetsaldo: in Relation zum 
nominalen Bruttoinlandsprodukt. 

Quelle: UK Office for National Statistics, Economy; grau 
hinterlegt: Prognose des IfW. 

 
Sommer beginnt, ihre Zinsen allmählich zu er-
höhen, um die Inflation auf mittlere Sicht nicht 
aus dem Ruder laufen zu lassen. Höhere No-
tenbankzinsen werden auch zu höheren Hypo-
thekenzinsen führen, was die Schuldenlast für 
die Hausbesitzer erhöhen und den Auftrieb bei 
den Häuserpreisen, der in den vergangenen 
Monaten bereits spürbar nachgelassen hat, 

weiter dämpfen wird. Dies dürfte schließlich 
auch die Expansion des privaten Konsums und 
in der Folge der gesamtwirtschaftlichen Produk-
tion bremsen (Tabelle 7). So erwarten wir für 
2016 mit 2,5 Prozent einen etwas geringeren 
Anstieg des Bruttoinlandsprodukts als für 2015 
(2,8 Prozent).  

In den übrigen Ländern der EU verstärkt sich 
die konjunkturelle Expansion insgesamt wei-
ter. Die Wirtschaft in den übrigen Ländern der 
EU außerhalb des Euroraums entwickelte sich 
im vergangenen Jahr günstig. In Polen, Ungarn 
und Schweden verstärkte sich der Produktions-
anstieg deutlich und in Tschechien und Däne-
mark expandierte das Bruttoinlandsprodukt 
nach einem Rückgang im Jahr zuvor wieder, le-
diglich Kroatien verharrte in der Rezession.  An-
regend wirkte zum einen die Belebung der 
Konjunktur im Euroraum. Insbesondere die 
mittel- und osteuropäischen Länder sind eng in 
die industriellen Wertschöpfungsketten Europas 
eingebunden. So führte auch die Schwäche der  
Industrieproduktion im Euroraum allgemein und 
in Deutschland im Besonderen, die im Som-
merhalbjahr zu verzeichnen war, zu einer Ver-
langsamung des Produktionsanstiegs, die sich 
aber als vorübergehend erwies.  Zum anderen 
legte die inländische Verwendung  verstärkt zu, 
welche durch eine Lockerung der Gelpolitik, vor 
allem aber durch Kaufkraftgewinne gefördert 
wurde, die sich infolge eines zum Teil sogar 
deutlich sinkenden Preisniveaus ergaben. Ver-
unsicherung infolge des Konflikts in der Ukraine 
hat sich auch in den geografisch nahe liegen-
den Staaten nicht deutlich niedergeschlagen. In 
Rumänien legte das Bruttoinlandsprodukt 2014 
zwar wohl etwas schwächer zu als 2013, es ex-
pandierte aber weiterhin recht deutlich. Für 
2015 und 2016 ist eine nochmals kräftigere Ex-
pansion der Konjunktur in dieser Ländergruppe 
zu erwarten (Tabelle 8). Im Zuge dieser 
Entwicklung dürften die Arbeitslosenquoten, die 
in einigen Ländern noch recht hoch sind, weiter 
zurückgehen. Der Preisanstieg wird mit Aus-
laufen der inflationsdämpfenden Wirkung des 
Rückgangs der Preise für Energie und Nah-
rungsmittel im kommenden Jahr wieder deutlich 
im positiven Bereich liegen. 
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Tabelle 8:  
Bruttoinlandsprodukt, Verbraucherpreise und Arbeitslosenquote in den EU-Ländern 2014–2016 

  Gewicht Bruttoinlandsprodukt Verbraucherpreise Arbeitslosenquote 

    2014 2015 2016 2014 2015 2016 2014 2015 2016 

Deutschland 20,8 1,6 1,8 2,0 0,8 0,1 1,5 5,0 4,7 4,4 

Frankreich 15,6 0,4 0,9 1,3 0,6 0,1 0,8 10,2 10,2 10,0 

Italien 11,9 -0,4 0,5 1,1 0,2 0,0 0,7 12,7 12,8 12,5 

Spanien 7,8 1,4 2,2 2,3 -0,2 -0,3 0,8 24,4 22,3 20,8 

Niederlande 4,8 0,8 1,4 1,7 0,3 -0,2 0,9 7,4 7,2 6,9 

Belgien 2,9 1,0 1,1 1,8 0,5 -0,2 1,0 8,5 8,4 8,0 

Österreich 2,4 0,3 1,0 1,9 1,5 0,7 1,5 5,0 4,9 4,7 

Finnland 1,5 -0,1 0,9 1,7 1,2 0,3 1,1 8,7 8,8 8,4 

Griechenland 1,3 1,0 -1,0 1,0 -1,4 -1,0 0,5 26,5 26,5 25,0 

Portugal 1,3 0,9 1,3 1,6 -0,2 -0,1 0,7 14,1 12,8 11,7 

Irland 1,3 5,0 3,0 3,5 0,3 0,0 1,0 11,3 9,2 7,5 

Slowakei 0,5 2,4 3,3 4,0 -0,1 0,1 1,4 13,2 11,8 10,9 

Luxemburg 0,3 3,4 2,5 3,3 0,7 0,0 1,3 6,0 5,9 5,7 

Slowenien 0,3 2,6 2,8 3,3 0,4 -0,2 0,3 9,8 9,4 8,2 

Litauen 0,3 2,9 3,3 3,8 0,2 -0,6 0,5 10,7 9,3 8,0 

Lettland 0,2 2,4 3,5 4,0 0,7 0,3 1,5 10,9 10,4 9,8 

Estland 0,1 2,6 3,8 4,1 0,5 -0,1 1,1 7,4 6,0 5,2 

Zypern 0,1 -2,0 0,5 1,5 -0,3 -0,2 0,4 16,1 16,5 16,0 

Malta 0,1 3,0 2,6 2,5 0,8 0,9 1,6 5,9 5,8 5,6 

Vereinigtes Königreich 14,9 2,6 2,8 2,5 1,5 0,6 1,5 6,2 5,3 4,7 

Schweden 3,2 2,0 2,5 2,8 0,1 0,4 1,2 7,9 7,8 7,5 

Polen 2,9 3,3 3,2 3,5 0,2 -0,6 0,9 9,0 7,5 6,5 

Dänemark 1,9 1,0 1,7 1,8 0,3 0,0 1,0 6,5 6,0 5,5 

Tschechien 1,2 2,3 2,6 2,9 0,4 0,3 1,3 6,1 5,6 4,8 

Rumänien 1,1 2,9 3,0 4,0 1,4 0,7 2,0 6,8 6,5 6,2 

Ungarn 0,7 3,6 2,0 2,0 0,0 -0,7 2,2 7,7 7,3 7,1 

Kroatien 0,3 -0,6 -0,3 1,0 0,2 -0,2 0,8 17,0 16,0 15,2 

Bulgarien 0,3 1,7 1,8 2,5 -1,6 -1,5 0,7 11,6 10,6 10,0 

Europäische Union 100,0 1,3 1,7 2,0 0,6 0,1 1,2 10,1 9,6 9,1 

Nachrichtlich:                     

Europäische Union 15 91,6 1,2 1,6 1,9 0,6 0,1 1,1 10,4 9,9 9,3 

Beitrittsländer 8,4 2,6 2,7 3,1 0,0 0,0 0,2 9,0 8,2 7,6 

Euroraum 73,5 0,9 1,3 1,7 0,4 0,0 1,1 11,6 11,1 10,5 
Euroraum ohne Deutschland 52,7 0,6 1,1 1,6 0,3 0,0 0,9 13,9 13,4 12,7 

Prozent. Gewicht: auf der Grundlage des Bruttoinlandsprodukts zu Preisen und Wechselkursen von 2013. Bruttoinlandsprodukt: 
preisbereinigt, Veränderung gegenüber dem Vorjahr. Verbraucherpreise: Veränderung gegenüber dem Vorjahr, harmonisierter Ver-
braucherpreisindex (HVPI). Arbeitslosenquote: standardisiert nach dem ILO-Konzept, Ländergruppen gewichtet auf der Grundlage 
der Erwerbspersonenzahl von 2013. Beitrittsländer seit 2004. 

Quelle: Eurostat, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen; grau hinterlegt: Prognose des IfW. 

 

Gebremste Expansion in den 
Schwellenländern 

Geringere Dynamik der Wirtschaft in 
China  

Die gesamtwirtschaftliche Produktion in 
China stieg im Jahr 2014 um 7,4 Prozent und 
damit langsamer als im Jahr zuvor. Dabei 
lieferten der Konsum einen leicht und die 

Investitionen einen spürbar geringeren Expan-
sionsbeitrag als im Vorjahr. Nach wie vor tragen 
die Investitionen aber knapp 50 Prozent zur 
Ausweitung der wirtschaftlichen Aktivität bei. Im 
vierten Quartal expandierte die chinesische 
Wirtschaft nur noch mit einer Rate von 1,5 Pro-
zent gegenüber dem Vorquartal, der niedrigste 
verzeichnete Anstieg seit der Finanzkrise. Zum 
Jahreswechsel dürfte sich das konjunkturelle 
Bild weiter eingetrübt haben. Der offizielle 
Einkaufsmanagerindex sank zum ersten Mal 
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seit über 2 Jahren wieder unter die Marke von 
50 und der Konjunkturindikator des chinesi-
schen Statistikamtes war erneut rückläufig. Der 
Preisanstieg hat sich zuletzt in der Tendenz 
merklich verlangsamt. Der Konsumentenpreis-
index lag im laufenden Jahr durchschnittlich nur 
rund 1 Prozent höher als im Vorjahr.  

Die niedrige Inflation und die eingetrübte 
konjunkturelle Lage dürften die chinesische 
Zentralbank zu einer etwas lockereren Geld-
politik bewegen. Ein Schritt in diese Richtung 
war die im Februar zum ersten Mal seit 2012 
beschlossene leichte Verringerung des Mindest-
reservesatzes. Starke geldpolitische Stimuli er-
scheinen allerdings unwahrscheinlich, ange-
sichts der zeitgleichen Bemühungen der Zen-
tralbank, die immer noch starke Kreditexpansion 
und die damit einhergehenden Risiken für die 
Finanzmarktstabilität einzudämmen. So hat sich 
der Anstieg des unter „total social financing“ 
(TSF) zusammengefassten Gesamtbestandes 
an ausstehenden Krediten mit rund 15 Prozent 
im vergangenen Jahr zwar etwas verlangsamt. 
Die Zuwachsrate lag aber weiterhin deutlich 
über der des nominalen Bruttoinlandspro-
dukts.10 In der Folge stieg der TSF-Gesamt-
bestand in Relation zum Bruttoinlandsprodukt  
zuletzt auf knapp unter 200 Prozent (Abbildung 
23). 

Wir erwarten eine weitere Verlangsamung 
des Produktionsanstieges in China. Wir 
rechnen mit einer Rate von 7 Prozent für das 
laufende und mit einer Rate von 6,7 Prozent für 
das kommende Jahr, nicht zuletzt aufgrund ei-
ner schwächeren Ausweitung der Investitionen. 
Im internationalen Vergleich wird der Produkti-
onsanstieg aber nach wie vor hoch bleiben.  

____________________ 
10 TSF umfasst zusätzlich zu den normalen Bankkre-
diten auch Kredite außerhalb des formalen Ban-
kensektors, die insbesondere seit der Finanzkrise 
stark zugenommen haben. Die von der Zentralbank 
veröffentlichte Maßzahl soll daher ein umfassenderes 
Bild über die gesamte Neukreditvergabe und den Be-
stand an ausstehenden Krediten bieten. Für weitere 
Details zu TSF siehe auch Boysen-Hogrefe et al. 
(2014). 

Abbildung 23:  
Kreditbestand in China 2004–2014 

 

Höheres Expansionstempo in Indien 

Das indische Bruttoinlandsprodukt ist in den 
vergangenen Jahren stärker gestiegen als 
bisher angenommen. Grund hierfür war eine 
umfassende Revision der Statistik der Volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnung. Im Jahr 2014 
stieg die gesamtwirtschaftliche Produktion mit 
einer Rate von 7,2 Prozent, zuvor wurde für das 
vergangene Jahr mit einer Rate von unter 6 
Prozent gerechnet. Für das Jahr 2013 wurde 
die Zuwachsrate von 4,7 Prozent auf 6,4 Pro-
zent hochrevidiert. Die Änderungen in der indi-
schen Statistik sollen eine bessere Vergleich-
barkeit mit internationalen Standards sowie ei-
nen genaueren und umfassenderen Blick auf 
die gesamtwirtschaftliche Produktion ermögli-
chen. So wird nun insbesondere im verarbei-
tenden Gewerbe ein größerer Teil der wirt-
schaftlichen Aktivität erfasst. Die Beschleuni-
gung im vergangenen Jahr gegenüber 2013 ist 
verwendungsseitig vor allem auf eine stärkere 
Ausweitung des privaten Konsums zurückzufüh-
ren, die Investitionen expandierten hingegen 
schwächer. 
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Der Anstieg der Konsumentenpreise war im 
Jahr 2014 mit durchschnittlich 6,4 Prozent 
deutlich niedriger als in den Jahren zuvor. 
Die Teuerungsrate bei den Großhandelspreisen 
sank ebenfalls und verzeichnete mit rund 4 Pro-
zent den niedrigsten Wert seit 2009. Auch die 
Inflationserwartungen sind zuletzt merklich ge-
sunken, liegen aber weiterhin deutlich über der 
ausgewiesenen Inflationsrate. Zwar ist die Dis-
inflation nicht zuletzt auf niedrigere Energie- 
und Lebensmittelpreise zurückzuführen, die 
Politik der indischen Zentralbank ist aber unter 
der Leitung von Raghuram Rajan stärker auf die 
Bekämpfung der Inflation ausgerichtet. So wur-
de jüngst offiziell ein Inflationsziel von 4 Prozent 
(mit einem Band von +/-2 Prozentpunkten) fest-
gesetzt. 

Vor dem Hintergrund der Revision rechnen 
wir nun mit einer Zunahme des Brutto-
inlandsprodukts von 7,4 Prozent für das lau-
fende und das kommende Jahr. Im Progno-
sezeitraum dürfte die gesamtwirtschaftliche 
Produktion in Indien dann schneller expandie-
ren als in China. 

Konjunktur in Südostasien zieht an 

Die gesamtwirtschaftliche Produktion in den 
südostasiatischen Schwellenländern11 stieg 
im Jahr 2014 mit einer Rate von 4,5 Prozent 
etwas verlangsamt. Die geringere Dynamik ist 
aber insbesondere auf die Wirtschaft in Thai-
land zurückzuführen, die infolge politischer Un-
ruhen im ersten Quartal des vergangenen Jah-
res noch geschrumpft war und die im Jahres-
durchschnitt nur leicht expandierte (Tabelle 9). 
Die größte Volkswirtschaft der Ländergruppe, 
Indonesien, verzeichnete hingegen mit rund 5 
Prozent eine nur leicht schwächere Expansions-
rate. 

Im Jahr 2015 dürfte die Konjunktur in den 
südostasiatischen Schwellenländern an 
Fahrt gewinnen. Wir rechnen mit einer Zu-

____________________ 
11 Die hier betrachtete Ländergruppe umfasst Indo-
nesien, Thailand, Malaysia und die Philippinen.  

nahme des Bruttoinlandsprodukts von reichlich 
5 Prozent, wobei sich das Expansionstempo in 
Thailand deutlich beschleunigen und in Malay-
sia leicht verringern dürfte. Die Teuerungsrate 
dürfte mit durchschnittlich 4 Prozent weiterhin 
stabil bleiben.   

Niedrige Rohstoffpreise und politische 
Unsicherheit belasten die Wirtschaft in 
Lateinamerika 

In Lateinamerika hat sich die wirtschaftliche 
Lage seit Beginn des Jahres 2014 zuneh-
mend eingetrübt. Im Jahr 2014 weitete sich die 
gesamtwirtschaftliche Produktion um nur 0,9 
Prozent aus, nach 2,5 Prozent im Jahr zuvor. 
Vor allem in Brasilien ist die wirtschaftliche Dy-
namik äußerst schwach. Zum einen bremsen 
strukturelle Probleme wie Engpässe in der In-
frastruktur und ein ineffizienter Staatsapparat 
das Bruttoinlandsprodukt. Zum anderen belastet 
der Rückgang der Rohstoffpreise die Konjunk-
tur. So haben sich die Terms of Trade in den 
vergangenen Monaten stark verschlechtert. In 
Argentinien und Venezuela hat sich die Lage im 
Zuge von politischen Verwerfungen weiter zu-
gespitzt. Hier geht die Produktion bei gleichzei-
tig hohen Inflationsraten seit einiger Zeit merk-
lich zurück. In Mexiko hat die Konjunktur nach 
einer robusten Entwicklung ebenfalls etwas an 
Fahrt verloren; gleichwohl bleibt die Produktion 
vor dem Hintergrund des Aufschwungs in den 
Vereinigten Staaten deutlich aufwärtsgerichtet. 

In vielen Ländern Lateinamerikas sieht sich 
die Wirtschaftspolitik einer niedrigen kon-
junkturellen Dynamik, steigenden Inflations-
raten und strukturellen Problemen gegen-
über. In Brasilien versucht die Zentralbank mit 
Zinserhöhungen eine zu starke Abwertung des 
Reals zu verhindern, eine anhaltende Kapital-
flucht zu vermeiden, sowie die Inflation zurück 
auf Ziel zu bringen. Gleichzeitig verschlechterte 
sich die fiskalische Position; das Budgetdefizit 
erreichte im Jahr 2014 mit 6,7 Prozent ein 
neues Hoch. Auch in anderen Ländern Latein-
amerikas sind die Regierungen besorgt, dass  
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Tabelle 9:  
Bruttoinlandsprodukt und Verbraucherpreise in ausgewählten Schwellenländern 2013–2016 

  Gewicht Bruttoinlandsprodukt Verbraucherpreise 

    2013 2014 2015 2016 2013 2014 2015 2016 

Indonesien 5,8 5,7 5,1 5,5 5,5 6,4 6,4 6,6 5,5 
Thailand 2,3 2,8 0,7 3,5 4,0 2,2 1,9 0,9 2,0 
Philippinen 1,6 7,2 6,1 6,0 5,5 2,9 4,2 3,3 4,0 
Malaysia 1,7 4,7 6,1 5,5 5,5 2,1 3,2 2,2 3,0 

Insgesamt 11,4 5,2 4,5 5,2 5,2 4,4 4,7 4,3 4,2 

China 39,3 7,7 7,4 7,0 6,7 2,6 2,0 2,0 2,5 
Indien 16,5 6,4 7,2 7,4 7,4 10,9 6,4 5,5 5,5 

Asien insgesamt 67,2 6,9 6,9 6,8 6,6 4,9 3,5 3,3 3,5 

Brasilien 7,3 2,5 -0,1 0,8 2,0 6,2 7,2 7,0 6,0 
Mexiko 5,0 1,1 2,1 2,5 3,0 3,8 4,0 3,0 3,0 
Argentinien 2,3 2,9 -0,5 -1,0 0,0 10,6 20,0 20,0 20,0 
Kolumbien 1,5 4,7 4,7 4,5 4,5 2,0 2,9 3,0 3,0 
Chile 1,0 4,2 2,0 2,5 4,0 1,8 4,4 3,5 3,0 
Peru 0,9 5,8 3,5 4,0 5,5 2,8 3,2 3,0 3,0 
Venezuela 1,3 1,3 -3,0 -3,0 0,0 40,6 57,0 60,0 60,0 

Lateinamerika insgesamt 19,2 2,5 0,9 1,3 2,3 7,8 10,7 10,5 10,1 

Russland 8,5 1,3 0,4 -3,0 0,5 6,8 7,8 14,0 10,0 
Türkei 3,5 4,1 3,0 3,5 4,0 7,5 8,9 7,0 7,5 
Südafrika 1,6 1,9 1,7 2,0 2,9 5,8 6,2 5,5 5,5 
Aufgeführte Länder 100,0 5,4 4,9 4,7 5,1 5,8 5,5 5,7 5,5 

Prozent. Gewicht: gemäß Bruttoinlandsprodukt im Jahr 2013 nach Kaufkraftparitäten. Bruttoinlandsprodukt: preisbereinigt, 
Veränderung gegenüber dem Vorjahr. Verbraucherpreise: Veränderung gegenüber dem Vorjahr. Asien insgesamt, Latein-
amerika insgesamt: aufgeführte Länder. 

Quelle: IMF, International Financial Statistics; OECD, Main Economic Indicators; nationale Statistiken; eigene Berechnungen; 
grau hinterlegt: Prognose des IfW. 

 
Kapitalabflüsse die Finanzierungskonditionen 
beeinträchtigen werden, so dass vermehrt Kapi-
talverkehrskontrollen eingeführt werden. Alles in 
allem bleibt die politische Unsicherheit in La-
teinamerika hoch. In der Folge dürften sich die 
Nettokapitalabflüsse fortsetzen und zu einer 
Verschärfung der strukturellen Probleme beitra-
gen. 

Insgesamt haben sich die Aussichten für 
Wachstum und Beschäftigung in Lateiname-
rika erheblich verschlechtert. Zwar erwarten 
wir für den Prognosezeitraum, dass sich die ge-
samtwirtschaftliche Produktion in Lateinamerika 
langsam stabilisiert und etwas erholt; das 
Potenzialwachstum dürfte vor dem Hintergrund 
der beträchtlichen politischen Verwerfungen in 
Argentinien und Venezuela sowie der nachhal-
tigen Engpässe in der Infrastruktur und Ineffizi-
enzen des Staatsapparates in Brasilien aber 
merklich gesunken sein. Darüber hinaus wer-

den die niedrigen Rohstoffpreise, die niedrigere 
Rohstoffnachfrage aus China und steigende 
Finanzierungkosten die Konjunktur im Pro-
gnosezeitraum dämpfen. Insgesamt erwarten 
wir eine Zunahme des Bruttoinlandsprodukts 
von 1,3 Prozent im Jahr 2015 und 2,3 Prozent 
im Jahr 2016.  

Russische Wirtschaft in der Krise 

Die Konjunktur in Russland zeigte sich bis 
zum Herbst des Jahres 2014 noch über-
raschend widerstandsfähig. Das Brutto-
inlandsprodukt legte zwar nochmals langsamer 
zu als 2013 (bereits seit dem Jahr 2011 
schwächt sich die Expansion von Jahr zu Jahr 
ab), mit einem Zuwachs von 0,5 Prozent im 
Vergleich zum Vorjahr nahm das Bruttoinlands-
produkt aber 2014 noch zu. Bis zum Jahres-
ende war kein Einbruch der gesamtwirtschaftli-
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chen Produktion zu verzeichnen. Dies lag zum 
einen daran, dass die landwirtschaftliche Pro-
duktion vor allem dank einer Rekordgetreide-
ernte stark zulegte, zum anderen daran, dass 
die russische Industrie im Zuge der Abwertung 
des Rubel deutlich an Wettbewerbsfähigkeit 
und Marktanteilen  gewann. 

Gegen Jahresende verschlechterte sich die 
wirtschaftliche Lage aber deutlich. Der Rubel 
geriet massiv unter Druck (Abbildung 24), was 
zum einen am drastischen Rückgang des Öl-
preises lag, zum anderen an den infolge der 
Sanktionen verschlechterten Refinanzierungs-
möglichkeiten für russische Banken im Ausland. 
Zur Kursstützung erhöhte die Zentralbank die 
Leitzinsen Mitte Dezember von 10,5 auf 17 Pro-
zent. Ende Januar wurden die Zinsen ange-
sichts abflauender Kapitalabflüsse wieder etwas 
– auf 15 Prozent – gesenkt. Die hohen Zinsen 
werden die Kreditexpansion in den kommenden 
Monaten stark dämpfen und insbesondere die 
Investitionstätigkeit beeinträchtigen. Die Ab-
wertung hat zudem die Inflation deutlich ange-
heizt. Sie stieg im Februar auf 16,7 Prozent. 
Damit gehen die Realeinkommen derzeit spür-
bar zurück, was sich in einem abnehmenden 
privaten Konsum bemerkbar machen wird. 

Abbildung 24: 
US-Dollar Wechselkurse 2007–2015 

 

Sinkende Einnahmen und abschmelzende 
Reserven erzwingen eine Kürzung der 
Staatsausgaben. Der russische Staatshaushalt 
finanziert sich zu großen Teilen durch Partizipa-
tion an den Öleinnahmen des Landes. Den 
Budgetplanungen war bislang ein Ölpreis von 
95 US-Dollar zugrunde gelegt. Angesichts von 
Notierungen, die gegenwärtig bei 60 Dollar lie-
gen, ergibt sich ein beträchtlicher Anpassungs-
bedarf. Zwar sinken die Einnahmen infolge der 
Abwertung in Rubel gerechnet bei weitem nicht 
so stark wie die Dollarerlöse. Es sind aber 
gleichzeitig auch höhere Ausgaben, sei es für 
die Bedienung von Auslandsschuld, sei es zur 
Finanzierung von Importen, zu decken. Mittel 
aus den durch Öleinnahmen in den vergange-
nen Jahren gespeisten Reservefonds stehen 
zur Finanzierung des Staatshaushalts nur be-
grenzt zur Verfügung. Sie sind bereits zu be-
trächtlichen Teilen zur Stärkung der Kapital-
basis führender Banken verwendet worden, die 
durch den schwachen Rubel und die Zinserhö-
hung der Zentralbank sowie als Folge von Re-
finanzierungsproblemen durch die Wirtschafts-
sanktionen der EU und der Vereinigten Staaten 
stark unter Druck geraten waren. Die Regierung 
hat inzwischen beträchtliche Kürzungen im Etat 
vorgenommen, so dass die Finanzpolitik im 
laufenden Jahr stark restriktiv wirken wird.   

Die Wirtschaft gerät 2015 in eine tiefe Re-
zession. Bei diesen Rahmenbedingungen ist 
ein erheblicher Einbruch der inländischen Ver-
wendung absehbar. Die Investitionen dürften 
angesichts schwieriger Finanzierungsbedingun-
gen und hoher Unsicherheit drastisch einge-
schränkt werden. Der private Konsum wird unter 
erheblich sinkenden Realeinkommen leiden. 
Erste Indikatoren für die Konsumnachfrage 
nach der Jahreswende signalisieren einen star-
ken Rückgang. So sind die Kfz-Verkäufe regel-
recht eingebrochen. Wie stark der Rückgang 
der Binnennachfrage auf die gesamtwirtschaftli-
che Produktion durchschlägt, hängt davon ab, 
in welchem Umfang Importe durch heimische 
Erzeugnisse ersetzt werden. Wir rechnen damit, 
dass dies in beträchtlichem Umfang der Fall 
sein wird, erwarten gleichwohl einen Rückgang 
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des Bruttoinlandsprodukts im laufenden Jahr 
um 3 Prozent. Die Aussichten für 2016 sind 
sehr unsicher. Sie hängen stark von den An-
nahmen über die politische Entwicklung und 

den Ölpreis ab. Mit einem deutlichen Auf-
schwung im kommenden Jahr ist aber auch bei 
günstigen Rahmenbedingungen nicht zu rech-
nen. 
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